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D Ob der Rücktritt Michael Spindeleggers, der wenige Stunden vor Druck-
legung von MO alle Ämter abgab, etwas am Patt in der Steuerreform än-
dert, bleibt abzuwarten. Fakt ist, dass Österreich eine nie dagewesene Un-
gleichheit von Eigentum erlebt. Die Universität Linz hat berechnet, dass 
das Vermögen österreichischer Haushalte extrem konzentriert ist. Der 
Studie zufolge besitzt ein Prozent der Bevölkerung mehr als ein Drittel 
(38 Prozent) des gesamten Privatvermögens. Dass diese Entwicklung kein 
Zufall ist, sondern ein strukturelles Phänomen, hat übrigens auch Star-
Ökonom Thomas Piketty in seiner Publikation „Das Kapital im 21. Jahr-
hundert“ (Rezension in dieser Ausgabe) erstmals empirisch belegt. Die 
ÖVP hat sich bislang aber trotz drohender sozialer Verwerfungen erfolg-
reich gegen eine Reichensteuer verehrt. Und dem Koalitionspartner SPÖ 
scheint es bislang nicht gelungen zu sein, eine Mehrheit der Bevölkerung 
von der Notwendigkeit einer Vermögenssteuer zu überzeugen. Viele Men-
schen fürchten offenbar, sie könnten mit ein paar Tausendern am Konto 
selbst zur Kasse gebeten werden. Die Superreichen und Konzerne dürfen 
sich über diese Form der Klientelpolitik freuen. Wie verhärtet die Fronten 
zwischen den Regierungspartnern sind, zeigt sich auch im Streitgespräch 
dieser Ausgabe, bei dem Clemens Wallner (IV) und Stephan Schulmeis-
ter (WIFO) ihre Argumente darlegen. Der inhaltliche Durchbruch ist bei 
dieser MO-Runde zwar nicht gelungen, das Gespräch macht aber auf ein-
drückliche Weise sichtbar, welche Philosophie sich hinter den jeweiligen 
Positionen verbirgt. Die Stärkung der Realwirtschaft versus des Finanzka-
pitals und der Abbau staatlicher Leistungen vs. der Vorzüge eines starken 
Sozialstaates sind dabei nur zwei Positionen, die die Großkoalitionäre von-
einander trennt. Die Kosten für den Reformstillstand zahlt die Mehrheit, 
das steht bereits jetzt fest. 

Spannende Momente wünscht
Gunnar Landsgesell

Liebe Leserin
Lieber Leser
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Geht es nach Integrationsminister Kurz, 
dann wurde in den vergangenen Jahren 
„ein Integrationsturbo gezündet“. Auch der 
Vorsitzende des von Kurz bestellten Exper-
tenrats für Integration spricht davon, dass 
die Integrationspolitik in Österreich „Tritt 
gefasst“ habe. Unabhängige BeobachterIn-
nen sehen das anders. In einer internationa-
len Studie der Bertelsmann-Stiftung landet 
 Österreich, was die Rahmenbedingungen 
für MigrantInnen betrifft, nur auf Platz 32 
von 41 Ländern. 
Ein Grund für die große Diskrepanz zwi-
schen positiver Selbst- und deutlich kriti-
scherer Außenwahrnehmung liegt wohl im 
Begriff „Integration“ selbst. Dieser lässt sich 
mit vielerlei Bedeutungen aufladen. Er kann 
für Chancen, Rechte, Perspektiven, Beteili-
gungsmöglichkeiten oder auch für Kontrol-
le, Unterordnung, Selbstaufgabebereitschaft 
und Verwertbarkeit stehen.
Ein Blick in den Integrationsbericht 2014 
gibt Auskunft über die Bedeutung von 
„Integration“ in Österreich. Perspektiven 
für alle hier ankommenden Menschen zu 
schaffen, ist offenbar kein Ziel der Integra-
tionspolitik. Gerade jene Gruppe, die am 
meis ten Unterstützungsbedarf hätte, wird 
im Integrationsbericht nicht einmal er-
wähnt: Asylsuchende. Ihnen Bildung, Qua-

lifikation und Arbeitssuche zu ermöglichen, 
wird nicht angestrebt.
Zugehörigkeit und demokratische Betei-
ligung sind ebenfalls keine prioritären 
 Integrationsziele. Dass viele hier gebore-
ne Kinder vom Staat als „Fremde“ angese-
hen werden, die erst die Staatsbürgerschaft 
erwerben und den Beweis erbringen müs-
sen, dass sie gleichwertige BürgerInnen sein 
können, stört den Expertenrat nicht. Auch 
dass immer mehr hier lebende Menschen 
von den Wahlen ausgeschlossen sind, wird 
im Integrationsbericht nicht thematisiert. 
Auch das Wort „Doppelstaatsbürgerschaft“ 
kennt der Bericht nicht.

Der ökonomische und politische 
Nutzen von MigrantInnen

Dominiert wird der Bericht von einem 
ande ren Wort: Deutsch. Dem (wichtigen) 
Erlernen von Deutsch wird eine  Dimension 
verliehen, die andere Fragen – etwa jene 
nach der sozialen Durchlässigkeit im Bil-
dungsbereich – aus dem Blickfeld drängt. 
Die schulische Frühselektion von Kindern 
im Alter von zehn Jahren wird nicht als 
Problem benannt. Schulmodelle für neu an-
kommende Jugendliche zu entwickeln, die 
beides ermöglichen – rasch Deutsch zu ler-

nen und in einen regulären Klassenverband 
eingebunden zu sein –, hat keine Priorität, 
ebenso wenig Maßnahmen im Bereich der 
Mehrsprachigkeit.
Vieles deutet darauf hin, dass die öster-
reichische Integrationspolitik nicht Chan-
cen, Rechte oder Perspektiven als Leit-
motiv hat, sondern nur auf eine doppelte 
Verwertbarkeit abstellt: die ökonomische 
Verwertbarkeit von MigrantInnen und 
die politische Verwertbarkeit der Integra-
tionspolitik in einem von Nationalismus, 
 Mono-Identitätsdenken und auch Rassis-
mus geprägten Umfeld. 
Diese Verwertbarkeitslogik lässt Raum 
für einige Themen, wie etwa die Anerken-
nung im Ausland erworbener Abschlüsse, 
die Anpassung der Rot-Weiß-Rot-Karte an 
 reale Erfordernisse oder eben den  Erwerb 
der deutschen Sprache. Andere wichtige 
Problembereiche und Bedürfnisse bleiben 
 außerhalb des Radars oder werden gar kon-
terkariert. 
Ein Ausbruch aus diesem engen Rahmen 
ist notwendig. Im Herbst wird der von SOS 
Mitmensch gegründete Alternative Ex-
pertInnenrat seinen neuen Maßnahmen-
katalog für eine umfassende Migrations-, 
Integrations- und Gleichstellungspolitik 
präsentieren.

HANDLUNGSBEDARF INTEGRATIONSPOLITIK

Verwertbarkeit als  
Maxime
Österreichs Integrationspolitik bewegt sich in einem 
engen Rahmen. Die Bedürfnisse der betroffenen Menschen 
hat sie vielfach nicht im Blick.

Kommentar: Alexander Pollak
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Seifert: Herr Wallner, was halten Sie da-
von, eine Vermögenssteuer einzuführen, 
wenn im selben Ausmaß die Lohn- und 
Einkommensteuer gesenkt wird? Würde 
das die Mitglieder der Industriellenver-
einigung nicht zufriedenstellen?

Wallner: Nein, denn erstens haben wir 
schon eine hohe Lohnsteuer und Abgaben-
quote in Österreich. Zweitens ist die Frage, 
was man als Vermögen bezeichnet. In der 
Volkswirtschaft gibt es keinen Faktor Ver-
mögen. Da gibt es den Faktor Arbeit und 
den Faktor Kapital. Und bei beiden muss 
ich dafür sorgen, die Produktivkräfte zu 
wecken. Vermögen ist nichts anderes als 
das, was aus der Arbeit oder dem Kapital 
in besteuerter Form auf ein Konto kommt. 
Das noch einmal zu besteuern, würde einer 
Doppelbesteuerung entsprechen.

Seifert: Na ja, von meinem Gehalt muss 
ich ja auch Mehrwertsteuer bezahlen, und 
auch das, was ich von meinem  Gehalt kau-
fe, wird besteuert. Da fragt mich ja auch 
niemand … 

Wallner: Ja eben, damit haben wir eigentlich 
eine Vierfachsteuer: Man würde die Vermö-

DAS IST IHR 
FATALISMUS!
Wie gerecht ist Österreichs Steuersystem? Über 
Erbschaftssteuer, die Nöte der Realwirtschaft und 
das Primat der Politik liefern sich WIFO-Experte 
Stephan Schulmeister und Clemens Wallner von der 
Industriellenvereinigung eine hitzige Debatte.
Moderation: Thomas Seifert
Fotos: Daniel Shaked

gensentstehung besteuern, den Ertrag, dann 
noch einmal die Substanz und in der letz-
ten Stufe den Konsum. Insofern finde ich 
die Debatte über die Vermögenssubstanz-
besteuerung etwas unehrlich. Viel ehrlicher 
wäre es zu sagen: Gut, man möchte den Fak-
tor Kapital stärker besteuern. Dann könnte 
man die KESt. (Kapitalertragsteuer, Anm.) 
von 25 auf 35 Prozent anheben. Das lehnen 
wir zwar ab, aber das wäre jedenfalls eine 
faire Debatte. Und ich ersuche auch, in der 
Debatte nicht zu vergessen, dass Vermögen 
in privaten Händen für eine Volkswirtschaft 
sehr dienlich ist: um den Staat zu finanzie-
ren, wenn er Budgetdefizite machen muss, 
oder auch, um Unternehmensinvestitionen 
zu finanzieren. Sofern man – anders als etwa 
in Griechenland – nicht das Ausland dafür 
verwenden will.

Schulmeister: Dass man zwischen den Ver-
mögensarten unterscheiden muss, da kann 
ich dem Herrn Wallner durchaus folgen – 
was das Realkapital betrifft. Das ist jenes 
Vermögen, das dem Produktionsprozess 
dient. Finanzkapital würde ich aber sehr 
anders einschätzen. Bei Adam Smith wird 
ganz klar unterschieden zwischen den Kapi-
talisten und den Rentiers. Die einen ziehen 

aus dem Sozialprodukt nur kraft des Be-
sitzes etwas ab, die anderen kraft ihrer un-
ternehmerischen Tätigkeit. Und wenn ich 
mich nicht ganz irre, dann ist die Hauptten-
denz für die Transformation unserer Markt-
wirtschaften in den letzten 40 Jahren eben 
genau diese gewesen, dass sich die Anreiz-
bedingungen für Unternehmertum durch 
instabile Finanzmärkte ständig verschlech-
tert haben. Deshalb haben die Unternehmer 
selbst, insbesondere die großen, begonnen, 
nur wenige Kredite zwecks Realkapital-
bildung aufzunehmen, und sind stattdes-
sen auch auf die Finanzmärkte gegangen. 
Das ist klar ersichtlich an der sogenannten 
Geld-Vermögens-Rechnung, wo wir sehen, 
dass der Unternehmersektor überwiegend 
Finanzvermögen akkumuliert.

Wallner: Aber nicht in Österreich.

Schulmeister: Nein, aber in den großen 
 Industrieländern.

Wallner: In manchen …

Schulmeister: Nein, in allen großen: in 
Deutschland, Frankreich, England, den 
USA. Und an dieser Entwicklung muss das 
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System zugrunde gehen. Wir befinden uns 
in einem Prozess der Selbstzerstörung, da 
mache ich mir keine Illusionen. Und da 
lasse ich mir von keinem Wirtschaftsfor-
scher einen Aufschwung aufschwatzen, das 
ist eine Fata Morgana: Weil in einem Sys-
tem, in dem unternehmerische Tätigkeit im 
Vergleich zur Finanzalchemie auf allen Ebe-
nen – auch auf der steuerlichen Ebene – so 
sehr benachteiligt wird, entsteht folgende 
Situation: Es wird immer mehr Finanzver-
mögen gebildet, das keine realwirtschaftli-
che  Deckung hat. Die höchste Form davon 
sind die Staatsschulden. Das heißt, diejeni-
gen, die jetzt Staatsanleihen haben, glau-
ben, das ist Vermögen, also Finanzkapital. 
Aber die werden sich wundern. Und genau 
deshalb müssen unternehmerische Aktivi-
täten durch die Systembedingungen wie-
der viel stärker gefördert werden. Das setzt 
allerdings politisch voraus, dass die Unter-
nehmervertreter begreifen, dass sie vor 40 
Jahren, als sie schrittweise den Neoliberalis-
mus als ihre Ideologie adoptiert haben, lei-
der aufs falsche Pferd gesetzt haben: weil die 
neoliberale Ideologie immer im spezifischen 
Interesse des Finanzkapitals wirksam war, 

Schulmeister: Na, na …

Wallner: Oh ja! Also der Neoliberalismus 
ist nicht automatisch schlecht. Aber Sie ha-
ben recht: Wenn ich Staatsanleihen kau-
fe, bin ich nicht sicher, was ich einmal da-
für bekomme. Und bei Aktien bin ich noch 
weniger sicher. Das ist etwas, was die Fi-
nanzmärkte kennzeichnet. Dann frage ich 
mich aber schon, warum dann eine Steu-
er auf eine Substanz eingehoben wird, die 
man kaum bewerten kann? Die Finanz-
märkte sind extrem volatil, für eine Ak-
tie, die ich besitze, bezahle ich heuer mög-
licherweise Steuer, und das nächste Jahr 
ist sie viel  weniger wert. Dasselbe gilt auch 
bei Immobi lien. Wenn die keinen Ertrag 
abwerfen, brauche ich Cash, um mir das 
leisten zu können. Deshalb möchte ich bei 
den Erträgen ansetzen. Erst wenn aus die-
sen Vermögen ein Ertrag erwirtschaftet 
wird, kann der Staat zugreifen. Das tut er 
heute ohnehin schon, wir haben fast acht 
Mil liarden Euro an vermögensbezogenen 
Steuern in Österreich, von der Versiche-
rungsteuer bis zur Bankenabgabe, die eine 
reine Substanzsteuer ist, von den Kapital-

und nicht im Interesse des Unternehmer-
tums. Die Stoßrichtung von Milton Fried-
man oder von Hayek war: „Weg mit der Re-
gulierung der Finanzmärkte“ und „Weg mit 
dem System fester Wechselkurse“ und „Weg 
mit der Stabilisierung des Zinsniveaus un-
terhalb der Wachstumsrate durch die Geld-
politik“, sie war für die Liberalisierung aller 
Finanzmärkte. Jetzt fährt das System lang-
sam, aber sicher an die Wand. 

Wallner: Interessant, dass hier das Pickerl 
Neoliberalismus verwendet wird. Wenn 
man zurückschaut in die 40er Jahre, dann 
war man eher Richtung Ordoliberalismus 
orientiert, der eben keine zügellose, freie 
Marktwirtschaft wollte, sondern einen 
Staat, der die ganz großen Tugenden der 
Marktwirtschaft festigt, also Wettbewerb 
ermöglicht und Kartellbildungen verhin-
dert. Und genau daraus ist der Neolibera-
lismus entstanden.

DER NEOLIBERALISMUS 
IST NICHT

AUTOMATISCH SCHLECHT. 
C. WALLNER
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ertragsteuern bis zu Grunderwerbsteuern. 
Wozu also auch noch die Besteuerung der 
Vermögenssubstanz?

Schulmeister: Also die Unternehmer wür-
den sich einen großen Gefallen tun, wenn 
sie einer bescheidenen Vermögenssteuer 
von sagen wir 0,5 Prozent mit einem ho-
hen Freibetrag und unter Ausschluss des 
unternehmerischen Vermögens zustim-
men. Das würde der Wirtschaft und den 
Unternehmern etwas bringen und helfen, 
den Karren nicht noch tiefer in den Dreck 
zu manövrieren. 

Seifert: Haben wir in Österreich nicht ein 
Missverhältnis bei Taxes on Property? 
Laut OECD-Daten sind diese mit 0,6 Pro-
zent sehr gering im Vergleich zu viel libe-
raleren Staaten wie den USA oder Groß-
britannien. Was tun wir also, wenn es sich 
nicht mehr lohnt, in Realkapital zu in-
vestieren, weil hier die steuerliche Belas-
tung viel höher ist und viel zu gering auf 
Vermögen? Denn wenn jemand 50 Hek-
tar Grund und drei Villen am Fuschlsee 
hat, dann garantiere ich Ihnen, dass er ein 

 hohes Einkommen haben wird. Das heißt, 
ich treffe den Richtigen.

Wallner: Also ich wage zu bezweifeln, dass 
es da viele gibt. Es gibt genügend Landwirte, 
die wenig Einkommen, aber ein riesiges Ver-
mögen haben, bis hin zu Adeligen, die ein 
Schloss zu bewirtschaften haben, denen aber 
das Geld dafür fehlt. Der springende Punkt 
für uns ist aber, dass Vermögen auch eine 

Produktivkraft ist. Es geht darum, Anreize 
zu setzen. Wenn Sie sagen, die Property Tax 
ist in anderen Staaten so hoch, dann müs-
sen Sie sehen, dass es sich dabei zu 80 Pro-
zent um Grundvermögen handelt. Das kann 
man natürlich besteuern, aber warum auch 
das Finanzvermögen? Wir haben in Öster-
reich ja nicht das Problem, dass wir ein zu 
hohes Finanzvermögen haben. Wir haben 
ein Netto-Finanzvermögen, das knapp über 
100 Prozent des BIP liegt, da sind wir weit 

hinter anderen Staaten. Wir haben auch ein 
sehr geringes Immobilienvermögen und wir 
haben eine Eigentümerquote bei Immobi-
lien in Österreich, die unter 50 Prozent 
liegt. Das gibt es nur in Deutschland und in 
Öster reich, weil wir in Österreich eben  einen 
sehr starken Sozialstaat haben. Da brauche 
ich mir wenig private Altersversicherung 
aufbauen, wenig für meine Gesundheit oder 
Bildung ansparen. Dafür brauche ich in an-
deren Staaten viel Privatvermögen. Ich bin 
ein Befürworter des Sozialstaates, die Frage 
ist nur, wie er auch effizient sein kann.

Seifert: Jetzt bewegen wir uns etwas vom 
Thema weg, aber Sie verlangen, dass die 
Ausgaben zurückgefahren werden, sind 
aber gegen Vermögenssteuern? Man muss 
doch auch die Tax Balance verändern.

Wallner: Für uns sind das kommunizieren-
de Gefäße. Wenn ich mir ein Vermögen auf-
gebaut habe, dann stammt das doch irgend-
wo aus einem Ertrag …

Schulmeister: Na gut, also die Grundemp-
fehlungen der Industriellenvereinigung 

DIE NEOLIBERALEN 
HABEN VOR 40 JAHREN

AUF DAS FALSCHE PFERD
GESETZT. S. SCHULMEISTER
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bestehen darin, dass der Staat seine Aktivi-
täten zurückfahren soll, dass er effizient  
ist …

Wallner: Nein!

Schulmeister: Aber die Staatsquote wollen 
Sie schon senken, oder nicht?

Wallner: Wir wollen die Staatsquote senken 
und auch Effizienz bei gleichen staatlichen 
Leistungen …

Schulmeister: Ja ja, das ist ein Teil jener The-
rapie, die von der Europäischen Union vor 
20 Jahren in ein Regelwerk gegossen wur-
de: mit den Maastricht-Kriterien. Dahinter 
steckt die Vorstellung, dass im Zweifelsfall 
die freien Märkte den Einsatz der Produk-
tionsfaktoren besser regeln als das System 
Politik. Das bedeutet nichts anderes als die 
Entmündigung des Systems Politik und, 
wie das Hayek auch ehrlich ausgesprochen 
hat, eine Unvereinbarkeit mit der Demo-
kratie. Das Problem ist, dass bei der Steu-
erung ökonomischer Prozesse letztlich nur 
ein System das letzte Sagen hat. Früher hat 
man vom Primat der Politik, dem Primat 
der Demokratie gesprochen. Die Grund-
idee der Neoliberalen ist natürlich, dass der 
freie Markt es besser macht. Diese Vorstel-
lung wird aber durch das, was auf den frei-
en Märkten passiert, empirisch auf gerade-
zu groteske Weise desavouiert. Hier werden 
systematisch falsche Preise gebildet, die Ak-
tienkurse verdreifachen bis vervierfachen 
sich in  einer Zeit, in der die Realwirtschaft 
Europas in der schwersten Krise seit den 
30er Jahren steckt. Das ist durch kein Mo-
dell der Welt rationalisierbar. Aber die herr-
schende Wirtschaftstheorie tut immer noch 
so, als seien das nur Unfälle. Irgendeinmal 
sollte man aber doch die Schlussfolgerung 
aus der Empirie ziehen, dass Rohstoffpreise, 
Aktienkurse, Wechselkurse, Zinssätze ma-
nisch-depressiven Schwankungen unter-
liegen und Unternehmertum systematisch 
beschädigen. Aber immer noch glaubt man, 
dass man aus Geld mehr Geld machen kann, 
das ist ein Irrtum. Das versuche ich der In-
dustriellenvereinigung und der Wirtschafts-
kammer seit 20 Jahren zu erklären.

Seifert: Warum hört man nicht auf Sie?

Schulmeister: Weil man irrigen Modellen 
folgt. Man hat sich jenen Ideologien zuge-

wandt, die sagen, der Sozialstaat und die Ge-
werkschaften sind letztlich das Übel. Man 
verfolgt eine irrationale Sparpolitik, anstatt 
die Wirklichkeit zu beobachten: Denn die 
Staatsverschuldung ist ja exakt in den Staa-
ten am stärksten gestiegen, die am meisten 
gespart haben. Nehmen Sie Deutschland, 
dort hat man zum Teil sogar die Sozialaus-
gaben erhöht und eine vergleichsweise gute 
Entwicklung erlebt. Oder die USA, wo man 
erkannt hat, dass es Blödsinn ist, in der jet-
zigen Situation zu sparen. Die Amerikaner 
haben das Arbeitslosengeld massiv erhöht, 
während man es in Europa kürzt. Die USA 
haben nicht nur die Zinsen massiv gesenkt, 
sondern auch eine expansive Fiskalpolitik 
betrieben, der Staat hat also zweieinhalb 
Jahre lang Konjunkturprogramme gefahren 
und so die öffentliche Beschäftigung ange-
kurbelt. Damit konnte man auf die massive 
Verunsicherung der privaten Haushalte und 
der Unternehmen reagieren und die Gefahr 
einer wirtschaftlichen Depression abwen-
den, während Europa in einer Depression 
verharrt. Mit Erfolg: Laut jüngsten Progno-
sen der Europäischen Kommission werden 
wir im Jahr 2015 das Niveau von 2008 er-
reichen – da liegen die USA dann schon um 
12 Prozent darüber. 

Wallner: Aber die Zurückhaltung bei den 
Investitionen rührt ja nicht daher, dass die 
Konjunktur im Abschwung ist, sondern weil 
die Unternehmen kein Vertrauen mehr in 
die Politik haben. Die Politik in Österreich 
setzt Maßnahmen, die nicht langfristig an-
gedacht werden. Die Bundesregierung hat 
in den vergangenen Jahren bei ihren Spar-
paketen mehrfach angekündigt, dass sie 70 
Prozent ausgabenseitig konsolidieren will 
und 30 Prozent durch Einnahmen. Heute 
ist genau das Gegenteil der Fall. Wir kön-
nen bei den Staatsausgaben bei mindestens 
4 Prozent des BIP effizienter sein. Brauchen 
wir weiterhin vier Wetterdienste, neun Sta-
tistikämter, müssen wir weiterhin die Lohn-
verrechnung …?

Schulmeister: … aber die Annahme, dass 
ein Budget durch Einsparung konsolidiert 
werden kann, ist einfach falsch. 

Wallner: Schauen Sie sich doch an, was die 
IWF-Studien dazu sagen.

Schulmeister: Der IWF sagt doch  gerade 
 etwas anderes … Was Sie bei Ihren aus-

gabenseitigen Konsolidierungen immer 
vergessen, ist, dass diese Maßnahmen 
Kettenreaktionen nach sich ziehen. Ein Ge-
dankenexperiment im Sinn Ihrer Forderun-
gen: Nehmen wir an, wir erhielten die glei-
che Qualität der öffentlichen Dienstleistung 
mit 10 Prozent weniger Beamten. 50.000 
Beamte werden ab 1. Jänner arbeitslos. Da-
raus resultiert ein massiver Einbruch des 
privaten Konsums, und – das werden Sie 
mir zugestehen – dieser massive Einbruch 
wird in der jetzigen Situation den Pessi-
mismus der Unternehmer und ihre Ab-
neigung, zu investieren, weiter verstärken. 
Das führt zu einer weiteren Dämpfung der 
Wirtschaft, wodurch wiederum die Arbeits-
losigkeit steigt. Was ich hier rekapituliere, 
sind die einfachen Einsichten aus den Jah-
ren 1929 bis 1933, in jedem Lehrbuch unter 
dem Begriff Sparparadox nachzulesen.
 
Wallner: Aber wir würden doch nicht von 
einem Jahr auf das andere 50.000 Beamte 
entlassen. Und jetzt wollten Sie ein konkre-
tes Beispiel durchgehen und gehen wieder 
in die Theorie. 

Seifert: Darf ich auch ein Laborbeispiel 
bringen: Wir haben zweimal drei Millio-
nen Euro am Tisch: einmal das Erbe mei-
ner Oma auf dem Sparbuch. Auf den 
Gewinn zahl ich brav 25 Prozent Kapi-
talertragsteuer, das Geld gehört – ganz 
ohne Erbschaftsteuer – mir. Mit den an-
deren drei Millionen versuche ich, ein 
Unternehmen zu gründen, Arbeitsplät-
ze zu schaffen und zahle dafür eine Lat-
te an Abgaben für meine Mitarbeiter usw. 
Ist das nicht problematisch? Für das Geld 
der Oma habe ich nichts geleistet, im Fall 
der Firmengründung sehr wohl.

Wallner: Wenn Sie die Erbschaftsteuer an-
sprechen, da gibt es offenbar einen Vater, 
eine Mutter, die der nächsten Generation 
etwas zugute kommen lassen will. Sie ha-
ben sich in Konsumverzicht geübt, möch-
ten, dass das Kind etwas bekommt. Wenn 
ich das besteuere, dann habe ich densel-
ben Effekt wie bei vermögensbezogenen 
 Steuern: Dann wird jemand eben weniger 
ansparen und mehr konsumieren.

Schulmeister: Das wäre ja gut!

Wallner: Ja natürlich, das ist das Heilmittel 
des Herrn Schulmeister, dass man sich über 
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den Konsum rettet. Aber sicher, wenn je-
mand sagt, es ist mir völlig egal, was meine 
Nachkommen erben, wenn ich sterbe, dann 
wäre das Erbe leistungslos. Das sind aber 
die wenigsten Fälle. Unser Standpunkt ist 
schon, dass eine Erbschaftsteuer der Erb-
lasser und nicht der Erbe zahlt. Ein Bei-
spiel: Die Ehefrau arbeitet beim Mann, ei-
nem Alleinverdiener. Die Frau arbeitet für 
den Haushalt, für das Erwerbseinkommen 
des Mannes. Und wenn er ihr dann etwas 
schenkt oder erbt, soll sie das versteuern? 
Also das wäre nicht gerecht, das ist ja eine 
reine Transaktion ohne Wertschöpfung.

Seifert: Herr Schulmeister, halten Sie eine 
Erbschaftsteuer für sinnvoll?

Schulmeister: Absolut, es geht darum, die 
Dynamik in einem System zu erhalten, 
und ein System wird immer weniger dy-
namisch, je geringer der soziale Turnover 
ist. Wenn es keine Erbschaftssteuer gibt, 
 leidet die soziale Mobilität darunter. Aber 
ich verstehe natürlich, dass der Ökonom 
der  Industriellenvereinigung argumentiert, 
dass man die Vermögenden nicht zusätzlich 
 belasten muss.

Seifert: Der Unternehmer Attila Dogudan 
meinte, zur Erbschaftssteuer befragt, das 
Argument, Ererbtes wurde bereits einmal 
besteuert, gilt nicht. Das sei ja auch bei 
der Mehrwertsteuer so. Er findet eine an-
gemessene Erbschaftssteuer in Stufen ab 
einer Million Euro okay. Können Sie das 
nachvollziehen?

Wallner: Das kann ich nicht nachvollzie-
hen, weil wir dann, wie schon ausgeführt, 
eine Doppel- und Dreifachbesteuerung 
hätten. Und kurz zur Mehrwertsteuer: Die 
zahle ich, um einen Gegenwert für die Vor-
leistungen vom Staat zu bekommen. Das ist 
ja völlig legitim, damit habe ich auch eine 
Konsummöglichkeit, die Vorsteuer betrifft 
ja nicht nur die nötige Infrastruktur, die 
Rechtssicherheit, Transportwege etc. Was 
aber wird mir bei der Erbschaftssteuer 
 abgegolten? 

Seifert: Aber je mehr jemand an einem 
Wirtschaftssystem partizipieren kann, 
umso höher sind seine Chancen, reich zu 
werden. Dafür sollte es auch eine gewisse 
Dankbarkeit geben. Glauben Sie, dass die 
Lastenverteilung in Österreich okay ist?

Wallner: Ja, die Grundverteilung ist absolut 
okay, weil die Umverteilung ja nicht nur im 
Steuersystem stattfindet, sondern auch über 
die Staatsausgaben.

Schulmeister: Also im Steuersystem findet 
sie in Österreich nicht statt …

Wallner: Schauen Sie sich doch die WIFO-
Studie an: Im untersten Dezil aller Steuer-
pflichtigen haben Sie 27 Prozent Steuer-
belastung, im obersten Dezil aber fast 40 
Prozent am Einkommen. Das heißt, dass 
wir sehr wohl allein im Steuersystem eine 
Progression haben. 

Seifert: Aber in den goldenen Jahren, von 
denen Herr Schulmeister gesprochen hat, 
war die Steuerleistung in den USA in den 
obersten Dezilen fast 90 Prozent. 

Wallner: In Österreich findet die große Um-
verteilung eben erst durch das Transfer-
system statt. In Form von Staatsausgaben 
die nach der Steuerleistung an die Haus-
halte verteilt werden. Wir haben in Öster-
reich schon jetzt die höchste Umverteilung 
weltweit, das können Sie an vielen Indika-
toren vergleichen.

Schulmeister: Also die neueste Studie der 
EZB sagt, dass es mittlerweile nahezu kein 

Land in Europa gibt, wo die Vermögen so 
ungleich verteilt sind wie in Österreich.

Wallner: Nein, die Vermögen sind doch gar 
nicht so hoch, wie Sie vorgeben. Also wenn 
Sie die Pensionsanwartschaften hinein-
rechnen und die Betriebs- und die Unter-
nehmensbeteiligung rauslassen, dann ergibt 
das eine wesentlich geringere Konzen tra-
tion. Aber dass die Vermögenskonzentra -
tion zugenommen haben soll, wer sagt 
das?

Schulmeister: Wollen Sie im Ernst behaup-
ten, dass seit den 1960er Jahren die Ver-
mögensverteilung nicht ungleicher gewor-
den ist? Dann sind Sie anderer Meinung als 
90 Prozent der empirischen Literatur. Zu-
gleich erleben wir in Österreich und in der 
Europäischen Union die höchste Arbeitslo-
sigkeit seit den 1930er Jahren. Die Lebens- 
und Entfaltungschancen junger Menschen 
sind heute schlechter als vor 40 Jahren, 
das kann doch niemand leugnen. Das al-
les hat auch mit einer mangelnden sozia-
len Umverteilung zu tun. Ich habe Kinder, 
ich weiß wie schwer es ist, heute für junge 
Leute etwas anderes als einen prekären Job 
zu bekommen. 

Wallner: Na gut, das ist Ihr Fatalismus. Ich 
sehe das anders.
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DIE ROLLE 
DER REICHEN

S oziale Ungleichheit war lange Zeit 
für ÖkonomInnen nur ein Randthe-
ma, und die wenigen Ökonomen, die 

dazu arbeiteten, beschränkten sich zumeist 
auf Analysen der Arbeitswelt. Bei den un-
selbstständigen Arbeitseinkommen erwie-
sen sich die Unterschiede zwischen un-
ten und oben als vergleichsweise gering. 
Doch bereits bei den Selbstständigen war 
die Datenqualität schlecht, und im Vermö-
gensbereich entschwand alles ins Diffuse. 
Die Dramatik sozialer Ungleichheit wur-
de daher lange unterschätzt und Reichtum 

Die Dramatik sozialer Ungleichheit wurde in der 
Ökonomie lange unterschätzt. Der Shooting Star 

der Ökonomie Thomas Piketty bietet mit „Capital 
in the 21st Century“ erstmals eine empirische 

Untersuchung ungleicher Eigentumsverhältnisse.

Rezension: Martin Schürz

war sowieso kein Thema der Sozialwissen-
schaften.
Thomas Piketty bietet nun mit seinem Buch 
„Capital in the 21st Century“ erstmals eine 
empirische, d. h. datengeleitete Aufklärung 
über die ungleichen Eigentumsverhältnis-
se der vergangenen Jahrhunderte. Er unter-
sucht eine Gesellschaft, deren Ungleichheit 
zu einem guten Teil auf vererbtem Vermö-
gen beruht, und beschreibt mit den Ein-
kommens- und Vermögensverhältnissen 
seit dem 18. Jahrhundert die vorherrschen-
den Begründungen der Ungleichheit. 

Die Rendite auf Vermögen war historisch 
fast immer höher als das Wirtschaftswachs-
tum. Das allein wäre noch keine aufregen-
de Sache, sofern alle über Vermögen ver-
fügten. Es sind aber die Reichen, die den 
Großteil des Vermögens halten, während 
der Rest der Bevölkerung bestenfalls sei-
ne Arbeitskraft zur Verfügung hat. Nur die 
Vermögenden und die Einkommensstarken 
erzielen beträchtliche Vermögenseinkom-
men. Folglich weitet sich die Kluft zwischen 
Arm und Reich. Dass größere Vermögen 
auch die höheren Renditen erzielen, erhöht 
die Ungleichheit zwischen Mitte und oben 
weiter. Die Reichen werden reicher. Piketty 
bestätigt, was die meisten ahnen. 
Arbeitskonflikte und der historische Kampf 
der Arbeiterklasse gegen die  Bourgeoisie 
spielen bei Piketty eine geringe Rolle. Trotz-
dem sind soziale Auseinandersetzungen im 
ganzen Buch präsent. Denn das vordringli-
che Problem der Gesellschaft ist die unglei-
che Verteilung. Und hier darf die geschicht-
liche Perspektive nicht verloren gehen: Die 
Nachkriegsperiode markierte eine erfreuli-
che Aufschwungsphase mit hoher Beschäf-
tigung, einer starken gesellschaftlichen 
Mit  te, die von einer neoliberalen Stagna-
tions  phase mit steigender Ungleichheit ab-
gelöst wurde. Viele vergleichen daher den 
gegenwärtigen Zeitraum des Neoliberalis-
mus mit diesen goldenen Nachkriegsjahren 
und schließen, dass es gesellschaftspolitisch 
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um die Rückkehr zum nationalstaatlich or-
ganisierten Keynesianismus ginge. Geht man 
aber bis ins 18. Jahrhundert zurück, er-
weist sich die vermeintliche Normalität der 
Nachkriegsjahrzehnte als eine kurze histo-
rische Ausnahme von einem langen histori-
schen Trend massiver sozialer Ungleichheit 
und bescheidener Wachstumsraten. 
Wobei das Wirtschaftswachstum, der Wohl-
stand in einem Land, von Verteilungsfragen 
unterschieden werden muss. Auch wenn 
das BIP wächst, bedeutet das nicht, dass für 
alle der Lebensstandard steigt. Zwar mag 
die Wahrscheinlichkeit einer Besserstellung 
auch für Einkommensarme steigen, in den 
vergangenen Jahren traf das aber nicht zu. 
Die Wachstumszuwächse landeten alle bei 
den Reichen.
Piketty analysiert daher den Anteil der 
obersten zehn Prozent (eine Welt für sich) 
und des obersten einen Prozent der Bevöl-
kerung (eine dominante Welt). Macht es 
Sinn, einen so kleinen Teil der Bevölkerung 
zu betrachten? In absoluten Zahlen sind 
das gar nicht so wenige, in Österreich fast 
40.000 Haushalte. Zudem kann diese kleine 
Gruppe einen großen Einfluss auf die Ge-
sellschaftsordnung und das politische Sys-
tem haben. Piketty gelingt es damit, Reich-
tum in Relation zu Armut zu stellen und zu 
zeigen, wie wenig die Vielen und wie viel 
die Wenigen haben. Im 18. und 19. Jahr-
hundert lag der Anteil der Top-10-Prozent 
bei 90 Prozent des gesamten Vermögens, je-
ner des obersten Prozents der Bevölkerung 
bei 60 Prozent. Heute verfügen die reichsten 
10 Prozent der Bevölkerung über 60 bis 70 
Prozent der Vermögen und das reichste eine 
Prozent über 20 bis 30 Prozent. Die untere 
Hälfte besitzt weiterhin fast nichts, sie liegt 
unter 5 Prozent. Das zeigt, dass jene recht 
haben, die vermuten, dass die Armen arm 
bleiben und die Reichen reicher werden. 

Erben steht im Mittelpunkt
Wie aber soll nun Ungleichheit betrachtet 
werden? Auf globaler Ebene, mit Verglei-
chen zwischen China, Afrika und den USA, 
oder jeweils auf nationaler Ebene? Global 
sind in den vergangenen Jahrzehnten meh-
rere Milliarden Menschen der Armut ent-
kommen. Das ist erfreulich, der Fokus von 
Piketty ist aber ein anderer. Er  betrachtet 
das Verteilungsthema im Hinblick auf 
Reichtum. Absolute Armut (Hunger) kann 
verringert werden, ohne dass die gravieren-
den Reichtums- und Verteilungsprobleme 
tangiert werden. Die weltweit agierenden 

turen zu ähneln. Das geerbte Vermögen ist 
in dieser Welt entscheidend. 
Erben steht bei Piketty deshalb im  Zentrum. 
Bei den leistungslosen Erbschaften kolla-
biert die Legitimation der Ungleichheit 
über Leistung. Im 19. Jahrhundert gab es 
zehn Prozent der Bevölkerung, die mehr 
erbten als die untere Bevölkerung in ih-
rem Leben verdiente. Im 20. Jahrhundert 
sank der Anteil der reichen Erben, die al-
lein von ihrer Erbschaft leben konnten, auf 
zwei Prozent. Kriege und Steuern hatten 
die Bedeutung der Erbschaften sinken las-
sen. Doch im 21. Jahrhundert dreht sich das 
wieder. Die Kohorten der nach 1970 Gebo-
renen können wieder größere Erbschaften 
erwarten. Geerbt wird das Vermögen des 
wohlhabenden Teils der Nachkriegsgenera-
tion. Piketty diagnostiziert, dass die Gruppe 
jener Menschen, die nichts arbeiten müs-
sen, weil sie von der Erbschaft leben kön-
nen, auf zwölf Prozent anwächst. 
Viele Fragen zur gesellschaftlichen Dyna-
mik der Reichtumsentstehung bleiben auch 
nach Pikettys Buch offen. Welche Rolle kön-
nen Gewerkschaften noch spielen, sind kri-
tische Diskurse erfolgversprechend, oder 
verpufft alles im resignativen Räsonieren? 
Reicht die Hoffnung auf die Einsicht von 
Fiskalbehörden und deren  internationale 
Kooperation aus? Ob Letzteres realistisch 
ist oder nicht, ist nur schwer zu beurteilen. 
Hier zeigt sich Piketty optimistisch. Trotz-
dem, weiterhin wissen wir zu wenig über 
Reichtum. Die nötige Datentransparenz 
herzustellen bleibt eine überfällige Aufgabe 
des Staates, insbesondere in Österreich. Der 
Anstieg der Reichtumskonzentration ist je-
denfalls bedrohlich. Es entstehen neue so-
ziale Trennlinien. Rentiers, Erben und Su-
permanager haben nur geringes Interesse 
am öffentlichen Bildungs-, Sozial- und Ge-
sundheitssystem. Diese Abkoppelung der 
dominanten Welt des Top-1-Prozent wird 
die Demokratie zwangsläufig schwächen. 
Die Klassengesellschaft des 19. Jahrhun-
derts droht zurückzukehren.

Reichen gibt es in allen Ländern, daher 
muss das Problem der Vermögenskonzen-
tration global mit einer progressiven Ver-
mögenssteuer, vielleicht initiiert durch die 
G 20, angegangen werden.
Statistische Fragen sind für viele langweilig. 
Sie sind aber gerade in Verteilungsdebatten 
unverzichtbar. Piketty zeigt die Verschrän-
kung von Politik mit den Interessen der 
Vermögenden und ihre negativen Folgen 
für die Datentransparenz. Gute Statistiken 
zur Verteilung haben ein gesellschaftsverän-
derndes Potenzial, und wo sie fehlen, leidet 
auch der Gerechtigkeitsdiskurs. Statistiken 
über die Anteile der Reichen machen sicht-
bar, was Vermögende gern unter den Tep-
pich kehren: jene Ungleichheit, die nicht auf 
Leistungsunterschieden oder Zufall beruht, 
sondern auf Klassenprivilegien. Die Fran-
zösische Revolution war es, die ein Vermö-
genssteuerregister ermöglichte und großar-
tige Debatten zum Erbrecht einleite te. Die 
Forderung Pikettys, die Steuerbehörden mit 
Informationen zu versorgen, um das Netto-

vermögen der StaatsbürgerInnen zu berech-
nen, ist wichtig. Sie entspringt nicht dem 
Wunsch, im Privaten zu schnüffeln, son-
dern ist als Basis für vernünftige Debatten 
notwendig. Etwa zur Frage, in welcher Ge-
sellschaft wir leben wollen.
Meritokratie, das Prinzip, dass die, die mehr 
leisten, auch mehr verdienen sollen, ist eine 
ideologische Säule zur Rechtfertigung von 
Einkommensungleichheit im Kapitalismus. 
Ungleichheit liefere einen Anreiz, mehr zu 
leisten; Reichtum ist wie der verdiente Lohn 
dafür. Bei Vermögen wird extreme Ungleich-
heit sowie die exklusive Stellung der Su-
perrentiers (Piketty) schon schwieriger zu 
rechtfertigen. Piketty enttarnt die Verspre-
chen von den gesellschaftlichen Aufstiegs-
möglichkeiten als Worthülsen. 
Es besteht sogar die Gefahr, dass die Merito-
kratie selbst zum gesellschaftlichen Auslauf-
modell wird. Zwar hat sie in der Wirklichkeit 
ohnedies nicht gegolten, zur Rechtfertigung 
von Ungleichheit war sie aber wichtig, weil 
sie Hoffnungen befeuerte. Wenigstens kurz 
konnte man glauben, dass die SiegerInnen 
nicht schon am Start feststehen. Doch un-
sere Gesellschaft beginnt jener des 19. Jahr-
hunderts mit ihren verfestigten Sozialstruk-

PIKETTY ENTTARNT DIE 
VERSPRECHEN VOM 

GESELLSCHAFTLICHEN AUF-
STIEG ALS WORTHÜLSEN.
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STEUERN
IN SICHERE
GEWÄSSER

Sie sind Konzernchefin, Eigentümer 
oder Kreativbuchhalterin eines Unter-

nehmens? Und Sie sind es leid, Ihren
Gewinn mit der Finanz zu teilen? Dann 

helfen Ihnen vielleicht diese Beispiele
auf die Sprünge.

Text: Stefan Kraft

F rüher war alles besser. Der gut ver-
dienende Österreicher mit Hang zur 
Steuerflucht konnte ein sorgsam be-

hütetes Konto in der Schweiz eröffnen und 
sein Geld dort arbeiten lassen, statt es im 
Inland ohne Mehrwert an die Finanz zu 
ver  prassen. Besonders aufregend war es 
etwa, das Geld im Koffer an den in Vorarl-
berg stationierten GrenzbeamtInnen vor-
beizuschmuggeln – und an den dortigen 
„Bargeldspürhunden“. Seit sich einige Her-
ren besonders auffällig verhalten haben und 
CD-ROMs mit Steuerdaten in Umlauf ka-

men, ist der Schweiz-Urlaub vorläufig ge-
strichen. Denn das sogenannte Doppelbe-
steuerungsabkommen, seit 1. Jänner 2013 in 
Kraft, sorgt dafür, dass von jedem Schweizer 
Konto eines österreichischen Steuerpflichti-
gen eine „Quellensteuer“ eingehoben wird, 
so er seine Kontodaten nicht ohnehin offen-
legt. Deshalb würden die Steuern gar nicht 
flüchten können, wie auf Anfrage die Spre-
cherin des Bundesministeriums für Finan-
zen, Daniela Kinz, erklärt. 
Allerdings sind die  Schweiz-Abenteuer 
doch eher die Amateurliga der Steuerflüch-

tigen, wenn auch Präsidenten von Profiver-
einen darin mitspielen. Falls Sie also auch 
Ihre Abgaben vor aller Augen nicht bezah-
len können, dann müssen Sie es nur mög-
lichst kompliziert machen. Ob Sie sich 
selbst im Einzelfall auskennen oder nicht, 
ist dabei eher nebensächlich, solange Ihre 
Steuervermeidung durch nationales und 
EU-Recht gedeckt ist. Möglicherweise ha-
ben Sie von Google und Starbucks gehört, 
deren VertreterInnen im September 2013 
vor das niederländische Parlament gela-
den wurden, um ihre niedrigen einstelli-
gen Steuerquoten zu erklären. Die Vertre-
terInnen gingen aber gar nicht hin, wozu 
auch? Ebenso wie die Chefs von IKEA, de-
ren Modell der Steuervermeidung ohnehin 
viel besser funktioniert als jegliche Trans-
aktion mit dem schwarzen Koffer.

Teure Töchter
Die bekannten Querulanten von ATTAC 
Deutschland haben in einem  32-seitigen 
Papier versucht, die Konzernstruktur von 
IKEA offenzulegen. Als  UnternehmerIn mit 
einer Vorliebe zum Steuersparen müssen Sie 
aber nicht das komplette Pamphlet durch-
lesen, um sich Ideen zu holen. Es reicht, 
wenn Sie sich an das Fazit des Papiers über 
den Möbelkonzern halten: „Die tatsächli-
che Steuerquote dürfte (…) niedriger als 15 
Prozent liegen.“ Wohlgemerkt für ein Ge-
samtkonglomerat, dessen einzelne Firmen 
so zahlreich sind, dass sie auf einer Power-
point-Folie keinen Platz haben. Die Prinzi-
pien, die IKEA anwendet, können Sie sich 
durchaus selbst zunutze machen. Erstens: 
Errichten Sie eine Stiftung, ob im Fürsten-
tum Liechtenstein oder auf der Karibikin-
sel Curaçao ist mehr als wurscht, an beiden 
 Orten müssen Sie wenig bis gar keine Steu-
ern zahlen. Führen Sie Ihre Gewinne über 
Verrechnungen oder Ähnliches dorthin ab. 
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Die Sache hat lediglich einen Haken, wie 
Gerhard Zahler-Treiber, österreichischer 
Ökonom und ATTAC-Vorstandsmitglied, 
zu bedenken gibt: „Bei Stiftungen benötigt 
man Vertrauen, denn man überlässt sein 
Geld der örtlichen Führung treuhändisch.“ 
Das sollte kein Problem sein, wenn Sie selbst 
die Führung in die Hand nehmen.
Zweitens: Gründen Sie Firmen im steuer-
schonenden (EU-)Ausland, wohin Sie 
die Markennamen für Ihre – zum Bei-
spiel österreichischen – Firmen übertra-
gen. Falls Sie nun Gewinne machen, sind 
Sie nun verpflichtet, Lizenzrechte an ihre 
Töchter zu bezahlen und können daher lei-
der Gottes keine vollen Steuern im  Inland 
leisten. Die Sache ist simpler, als sie sich 
anhört: „Es gibt unterschiedliche Steuer-
sätze in den verschiedenen Staaten Euro-
pas. Und es herrscht Kapitalverkehrsfrei-
heit. Daher kann man ganz einfach sein 
Geld an eine Tochtergesellschaft in Irland 
transferieren, wenn man die Gesellschaft 

dort rechtmäßig etabliert hat“, erklärt der 
deutsche Wirtschaftsjournalist Lucas  Zeise. 
Die Staaten Europas, so Zeise, umfassen 
nämlich auch die abhängigen Gebiete von 
 Großbritannien und den Niederlanden. Bei 
Namen wie Cayman Islands und Jersey soll-
te es jetzt schon bei Ihnen klingeln.
Die geniale Idee mit den Lizenzen hat auch 
der Eigentümer der Modekette Zara, der 
Konzern Inditex, aufgegriffen: Eine hol-
ländische Tochter verwaltet den Marken-
namen und kassiert dafür möglichst viel 
Geld von den Geschäften in diversen eu-
ropäischen Ländern, sodass diese bei der 
 Finanz nicht mit allzu hohen Zahlungen 

auffallen. Steuer ersparnis laut Bloomberg: 
240 Millio nen Euro seit 2009. Ziemlich 
 lässig.
Allzu große Sorgen, dass in Zukunft sol-
che Konstruktionen nicht mehr möglich 
sind, brauchen Sie sich bei allem Sperr-
feuer in den Medien derzeit nicht zu ma-
chen. Der am 20. Juni getätigte „Richtli-
nienbeschluss zur Konzernbesteuerung“ 
des EU-Rats hat laut ATTAC Österreich 
die meisten der „Steuertricks vollkom-
men außer Acht gelassen“. „Dazu zählen 
absurd hohe Lizenzgebühren, die unter-
schiedliche steuerliche Behandlung von 
Tochterunternehmen und Betriebsstät-
ten in den  EU-Mitgliedsländern, die noch 
immer eine ausgezeichnete  Basis zur ag-
gressiven Steuervermeidung  bieten.“ Wei-
ter meint Alexandra Strickner von ATTAC 
in ihrer Aussendung: „Alle in der EU täti-
gen Unternehmen, die diese und ähnliche 
 Steuerumgehungsmöglichkeiten nutzen, 
dürften nach der Entscheidung der Finanz-
minister in die Hände geklatscht haben.“ 
Klatschen Sie also in die Hände und ha-
ben Sie weiterhin Vertrauen in die  Politik. 
Nachgefragt bei Lucas Zeise, warum 
Deutschland etwa nicht darauf dränge, 
die Steuerschlupflöcher abzuschaffen, ant-
wortet er wahrheitsgemäß: „Weil Sie den 
deutschen Unternehmen genehm sind.“ 
Nachgefragt bei Gerhard Zahler-Treiber, 
welche Rolle Österreichs PolitikerInnen in 
der  europäischen Diskussion einnehmen, 
kommt die erleichternde Antwort: „Auf 
 einer Linie mit Luxemburg.“ Steuern Sie 
daher Ihr Geld in die sicheren Gewässer 
der europäischen Wirtschaft.

EU-RICHTLINIE ZUR 
KONZERNBESTEUERUNG: 
STEUERTRICKS WURDEN 
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STEUERMYTHEN
Die Initiative „Wege aus der Krise“ überprüft 

Argumente gegen eine Vermögenssteuer.

L ebensqualität sichern! Allein fünf Pro-
zent der Bevölkerung besitzen in Ös-
terreich knapp die Hälfte des gesam-

ten Vermögens*. Ihre Vermögen betragen 
damit das Dreifache der Staatsschulden – 
zirka 660 Milliarden Euro. Trotzdem wird 
bei der breiten Bevölkerung gekürzt. Was 
spricht tatsächlich gegen eine Vermögens-
steuer? Wir sind einigen Steuermythen 
nachgegangen. 
* Quelle: OENB 2012

10 Prozent der BestverdienerInnen zah-
len doch schon 60 Prozent des Steuer-
aufkommens… 
Das stimmt nicht einmal für die Einkom-
mensteuer ganz und ist außerdem eine 
Folge davon, dass die Einkommen im un-
teren Bereich viel zu niedrig sind und die-
se Gruppe daher keine Einkommensteuer 
zahlt. Aber vor allem kann man nicht nur 
eine Steuer herausgreifen: Betrachtet man 
die gesamten Abgaben (einschließlich So-
zialversicherung, Massensteuern wie die 
Mehrwertsteuer usw.), ergibt sich, dass die 
zehn Prozent der am geringsten Verdie-
nenden mit rund 37,3 Prozent ihres Ein-
kommens proportional annähernd so vie-
le Steuern und Abgaben leisten wie die 
zehn Prozent Reichsten mit 40 Prozent ih-
res Einkommens*. Und zwar deshalb, weil 
Verbrauchersteuern niedrige und mittlere 
Einkommen, die zu zwei Dritteln in den 
Konsum fließen, überproportional treffen. 
* Quelle: WIFO 

Mit der Vermögenssteuer wird bereits 
versteuertes Einkommen nochmals 
 besteuert… 
In allen Industrieländern werden Steu-
ern auf unterschiedliche Quellen einge-
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hoben. So wird Arbeitseinkommen durch 
Lohn- und Einkommensteuer besteuert, 
Kapitaleinkommen mit der Kapitalertrag-
steuer erfasst. Des Weiteren gibt es diver-
se Verbrauchersteuern (z. B. Mehrwertsteu-
er, Mineralölsteuer, Tabaksteuer usw.). Wir 
alle müssen also mehrfach Steuern tragen. 
Vermögensbestände werden aber von kei-
ner Steuer erfasst! 

Die Vermögenssteuer trifft auch den 
„Häuselbauer“ und die „Oma“ mit dem 
Sparbuch für die Enkerln, also die klas-
sische Mittelschicht… 
Ganz klar – nein! Die derzeit  diskutierten 
Freibeträge bewegen sich zwischen einer 
Million (SPÖ) und 500.000 Euro (Wege 
aus der Krise). Das heißt, dieser Betrag ist 
für jeden Haushalt steuerfrei. Nur 11 Pro-
zent aller Haushalte in Österreich besit-
zen laut neuesten Daten der ÖNB (2012) 
mehr als 500.000 Euro*. Während also gut 
90 Prozent der Bevölkerung gar nicht von 
Vermögenssteuern betroffen sind,  zahlen 
auch die wenigen Betroffenen ganz unter-
schiedlich: Auf ein Gesamtvermögen von 
700.000 Euro wären bei einem Prozent Ver-
mögenssteuer im Jahr lediglich 2.000 Euro 
zu zahlen (WadK-Modell). „Das Kraut 
fett“ machen also diejenigen, die über ex-
orbitant hohe Vermögen  verfügen. Insge-
samt würde das  Steueraufkommen trotz-
dem bei zirka 3 Milliarden Euro liegen. 
* Quelle: Arbeiterkammer 2012 

Es gibt doch zu wenig Reiche, damit so 
eine Steuer Sinn macht… 
Es kommt nicht auf die Anzahl der Reichen 
an, sondern auf die Summe an Vermögen, 
die besteuert wird! Da in Österreich die 
Vermögen besonders ungleich verteilt sind, 
also wenige Reiche extrem viel besitzen, 
genügt es, diese zu besteuern. Außerdem 
sind Einnahmen durch eine Vermögens-
steuer vom vorgeschriebenen Steuersatz 
abhängig. Eine prozentuelle Staffelung wie 
bei der Einkommensteuer kann so gestal-
tet werden, dass Superreiche einen entspre-
chenden Beitrag leisten. 

Das Vermögen flüchtet dann ins 
Ausland… 
Der Großteil der Vermögenswerte (Immo-
bilien, Grundstücke) ist unbeweglich, kann 
also nicht flüchten; auch Stiftungsvermögen 
können nur zu einem extrem hohen Preis 

Union höher als in Österreich. In kaum 
 einem anderen Mitgliedsstaat ist im Ge-
genzug der Beitrag von leistungslosem Ein-
kommen so niedrig wie in Österreich (Platz 
24 von 27)*. 
* Quelle: OECD 

Österreich ist schon ein Hochsteuerland, 
noch mehr Steuern schaden der Wett-
bewerbsfähigkeit… 
Eine hohe Abgabenquote allein sagt nichts 
darüber aus, wie die Steuerlast verteilt ist. 
Zurzeit leisten ArbeitnehmerInnen rund 
zwei Drittel des Gesamtsteueraufkommens, 
vermögensbezogene Steuern bringen hin-
gegen nur 1,4 Prozent*. Gerechtigkeit ent-
steht also nicht durch eine Senkung der Ab-
gabenquote insgesamt, sondern durch eine 
gerechtere Verteilung der Abgabenlast. Mit 
den Erträgen aus Vermögenssteuern kön-
nen Steuern auf Arbeit gesenkt werden, was 
nicht nur die heimische Kaufkraft stärkt 
und uns im Wettbewerb unabhängiger und 
stärker macht, sondern auch zu einer insge-
samt gerechteren Steuerstruktur führt. 
* Quelle: Arbeiterkammer 

Die Vermögensteuer ist eine „Schnüffel-
steuer“ mit hohen Verwaltungskosten…
Wie bei der Einkommensteuererklärung 
müssen die Betroffenen selbst die Höhe ih-
res Vermögens feststellen und die Steuer-
erklärung machen. Geprüft wird nur bei 
Verdacht auf Betrug. Auch dann wird nicht 
im privaten Umfeld der Steuerpflichtigen 
„geschnüffelt“, da Hausrat von der Steuer 
ausgenommen und der Wert des Grund-
stücks/Hauses sich aus dem Durchschnitt 
der Preise in einer bestimmten Zone ergibt. 
Privates Sparvermögen wird von den Ban-
ken ausschließlich an das zuständige Fi-
nanzamt gemeldet. Auch Arbeitslose und 
BeihilfenbezieherInnen müssen ihre Ver-
mögensverhältnisse gegenüber den Behör-
den offenlegen. Es ist daher nur gerecht, 
auch die Vermögen Steuerpflichtiger an das 
zuständige Finanzamt zu melden. Der Ver-
waltungsaufwand beträgt bei einer Selbst-
bemessungsabgabe wie der Vermögenssteu-
er lediglich 1,8 Prozent des Aufkommens.* 

* Quelle: Deutsches Institut für 

Wirtschaftsforschung 

www.wege-aus-der-krise.at

ins Ausland übersiedelt werden. Da von al-
len Industrieländern nur in Tschechien ver-
gleichbar niedrige Vermögenssteuern wie 
in Österreich existieren, sind die „Flucht-
möglichkeiten“ für Vermögen relativ einge-
schränkt. Die verbleibenden harten Steuer-
oasen (Liechtenstein, Schweiz, Monaco und 
Österreich) könnten relativ problemlos ge-
schlossen werden, indem über den freien 
Kapitalverkehr der EU mit Drittländern 
Auskunftspflicht über DevisenausländerIn-
nen bzw. Kooperationspflicht in Steuerfra-
gen verhängt wird. Bei Nichteinhaltung 
könnte der freie Kapitalverkehr und damit 
der „Fluchtweg“ versperrt werden. 

Vermögenssteuern sind schlecht für das 
Wirtschaftswachstum… 
Neue Forschungsergebnisse zeigen, dass 
eine geringere steuerliche Belastung der Ar-
beitseinkommen und eine höhere Besteue-
rung von Vermögen die wirtschaftliche Ent-
wicklung beleben. Das bestätigen Analysen 

des Europäischen  Statistikamtes, ein Ar-
beitspapier des Internationalen Währungs-
fonds wie auch wissenschaftliche Untersu-
chungen von renommierten internatio nalen 
ÖkonomInnen. Vermögen werden im Un-
terschied zu Arbeitseinkommen kaum in 
die Realwirtschaft investiert, sondern in Fi-
nanz- und Immobilienspekula tionen. Eine 
hohe Besteuerung von Arbeitseinkommen, 
die zu zwei Dritteln in den Konsum flie-
ßen, stranguliert aber die Kaufkraft und da-
mit auch die Wirtschaft. Vermögenssteuern 
schonen hingegen das Wachstum. 

Vermögenssteuern bestrafen 
Leistung… 
Reichtum zu besitzen ist keine Leistung! 
Ihn zu erarbeiten schon. Dies geschieht 
aber durch die Arbeit all jener, die durch 
ihre tatsächliche Arbeitsleistung die Zins- 
und Dividendeneinkommen auf das Ver-
mögen der wenigen Reichen erwirtschaften 
und so deren Reichtum weiter vermeh-
ren. Während Vermögen und Vermögen-
seinkommen kaum besteuert werden, ist 
der Beitrag des Faktors Arbeit in keinem 
 anderen Mitgliedsstaat der Europäischen 

MIT DEN ERTRÄGEN AUS  
VERMÖGENSSTEUERN

KÖNNEN STEUERN AUF AR-
BEIT GESENKT WERDEN.
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UMVERTEILUNG

„Solange es sich rechnet, 
bettle ich“
Nur unter Mühen lernt das reiche Salzburg mit gut hundert BettlerInnen  klarzukommen. Kri-

minalisierung konnte die Notreisenden bisher nicht aus dem barocken Festspiel-Stadtbild 

drängen. Nun gibt es erste Anzeichen für Menschlichkeit.

TEXT: WILHELM ORTMAYR

A uf einmal waren sie da. Nicht über 
Nacht, aber doch zu plötzlich für 
die Salzburger Gesellschaft erreich-

ten die BettlerInnen auch die Festspielstadt. 
Seit Längerem schon hatten Fachleute da-
rauf aufmerksam gemacht, dass das euro-
paweite Phänomen der Armutsmigration 
und des „Notreisens“ auch Salzburg er-
reichen werde, 2012 war es dann so weit. 
Sukzessive tauchten mehr BettlerInnen im 
Stadtbild auf, mischten sich mehr Ost- und 
Südosteuro päerInnen unter die illegal Ar-
beit Suchenden beim Hauptbahnhof, sah 
man öfter StraßenmusikantInnen, die kei-
ne Mozarteum-StudentInnen waren.
Die Irritation war groß. Und sie ist es im-
mer noch. Graz und Wien waren deut-
lich früher als Salzburg mit dem „Bettler-
problem“ konfrontiert – auch hier gab und 
gibt es eine lebhafte öffentliche  Diskussion 
darüber, wie eine reiche, zivilisierte Ge-
sellschaft den Ärmsten dieses Kontinents 
zu begegnen habe. Doch kein Vergleich zu 
der Feindlichkeit und dem Entsetzen, mit 
dem man in Salzburg nicht mal bereit war, 
darüber nachzudenken, wie man mit den 
Menschen „umzugehen“ habe – sozusagen 
als Mindestmaß des Anstands. Stattdessen 
rief man die JuristInnen zu Hilfe, sie mögen 
Winkelzüge und Tricks erfinden, mittels de-
rer man das „Gesindel“ rechtens aussperren 
könne aus der schönen Stadt. Und man tat, 
was dazu für notwendig erachtet wurde: die 
BettlerInnen zu kriminalisieren.
Nach 16 Monaten und gut 4.000 Polizei-
kontrollen hat sich zwar von all dem, was 

„Kronen Zeitung“, FPÖ und große Teile der 
ÖVP den Notreisenden vorwerfen, so gut 
nichts bewahrheitet – die Vorurteile halten 
sich dennoch hartnäckig. Und das obwohl 
Salzburgs Exekutive ausdrücklich demen-
tiert, dass die Armutsmigration aus Rumä-
nien, Bulgarien und der Slowakei „mafio-
se Strukturen“ zeige. Laut Polizeisprecher 
 Michael Rausch habe man weder Hinwei-
se auf „dunkle Hintermänner, die alle Ein-

nahmen abkassieren“, noch könne von „kri-
minellen Zwangsreisen“ gesprochen werden. 
Es bestehen zudem so gut wie keine Zusam-
menhänge zwischen den Notreisenden und 
kriminellen Gruppen, die ebenfalls aus Ost- 
und Südosteuropa stammen.

Organisiert sein ist strafbar
Dennoch hat es in der Salzburger Innenstadt 
seit März 2013 etwa 300 Strafanzeigen gegen 
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meiner Gegend sind einige hier“, sagt Valej, 
„das macht es leichter, weil man einander 
helfen kann und weil reden gut tut. Aber 
wenn die Polizei sieht, dass wir uns abspre-
chen oder dass ich Geld für andere aufbe-
wahre, gibt’s Probleme.“
Verwandt sein, in Gruppen leben, organi-
siert sein, aufeinander achten – was die So-
zialarbeit als positiv betrachtet, kann für 
die ArmutsmigrantInnen zum Fallstrick 
werden. Das beginnt bei der Reise nach 
Österreich. Erfolgt sie „organisiert“, sprich 
kostengünstig, kann das in Salzburg zum 
Polizeifall werden. Ist sie hingegen teuer, 
wollen Salzburger JuristInnen daraus dem-

nächst eine weitere Hürde bauen, indem sie 
„gewerbliches Betteln“ per Gesetz verbie-
ten. Nach dem Motto: Wer viel investiert, 
bettelt gewerblich. Die meisten Notreisen-
den entgehen dem aber sowieso. Sie fahren 
schwarz nach Österreich – mit der Bahn.
Wer sie sind, wie sie strukturiert sind und 
warum sie kommen – all das ist seit einem 
Jahr sehr gut dokumentiert dank einer (von 
Teilen der Salzburger Öffentlichkeit hart-
näckig ignorierten) Studie des Sozialfor-
schers Heinz Schoibl. Großteils kommen 
die Notreisenden aus Rumänien, viele sind 
Roma, einige stammen aus der Slowakei 
und Bulgarien. Vertreten sind alle Alters-
gruppen, alle Zusammensetzungen und 
Familienformen. Nahezu alle sind minder-
qualifiziert, einige sogar AnalphabetInnen. 
Männer versuchen teilweise illegal zu ar-

beiten und betteln nur, wenn das nicht ge-
lingt. Frauen verdienen Geld in erster Linie 
durch Betteln. Straßenprostitution kommt 
vor, ist aber die Ausnahme. Nur eines haben 
alle gemeinsam: bitterste Not. 
Es bestätigt sich somit auch in Salzburg, 
was ExpertInnen seit Jahren betonen: So-
lange die Not und Perspektivenlosigkeit in 
den Herkunftsländern groß ist, sind die Ar-
mutsmigrantInnen nicht aufzuhalten. Doch 
bis auch die Mozartstadt das mehrheitlich 
begreifen gelernt hat, ist viel Zeit vergangen. 
Aus mehreren Gründen:
In einer Stadt, in der es schon immer ver-
dächtig war, von weit weg und nicht wohl-
habend zu sein, konnten die BettlerInnen 
nur als Affront verstanden werden. „Gera-
dezu ein Gegenentwurf zum schönen und 
reichen Salzburger Festspieleuropa, sozu-
sagen geschäftsschädigend“, formuliert Ar-
mutsexperte Robert Buggler. 
Verschärft wurde die Debatte durch den 
Umstand, dass das zunehmende Auftreten 
der BettlerInnen im Stadtbild ausgerechnet 
mit dem Beginn des Gemeinderatswahl-
kampfs zusammenfiel. Die Armutsmigra-
tion schwelte ein Jahr lang als Wahlkampf-
thema, immer wieder angefacht von 
Boulevardmedien. Dagegen konnten auch 
prominente Mahner und AktivistInnen für 
mehr Menschlichkeit wenig ausrichten. So 
etwa der neue Erzbischof Franz Lackner, 
der als Zeichen die Hälfte der Kollekte von 
seinem Antrittsgottesdienst für ein Bettler-
Winternotquartier gespendet hat. 
„Für zusätzliche Polarisierung sorgte und 
sorgt, dass das städtische Ordnungsamt in 
der Hand eines ÖVP-Politikers ist, der als 
Hardliner gilt“, fügt Josef Mautner von der 
Katholischen Aktion hinzu. „Das bringt 
auch für Salzburgs Polizei viel Druck.“ Die 

bettelnde Menschen gegeben. Anfangs lau-
teten die Tatbestände mitunter noch „Bet-
teln mit Minderjährigen“ und „Vortäuschen 
einer Behinderung“ und „aggressives Bet-
teln“ – mittlerweile geht es fast nur noch um 
„organisiertes Betteln“. Auch das verbietet 
das Salzburger Sicherheitspolizeigesetz. 
Menschenrechtsaktivisten wie Josef Maut-
ner von der Katholischen Aktion kritisieren, 
wie dieser „Gummiparagraf “ in der Pra-
xis angewendet wird. Ein Ehepaar geht in 
die Stadt zum Betteln und bespricht dabei, 
wer sich an welche Straßenecke stellt. Oder: 
Drei Roma-Frauen mittleren Alters suchen 
Bettelplätze, die in Sichtverbindung zuei-
nander liegen – aus Gründen der Sicher-
heit und zum eigenen Schutz. Für die Po-
lizei ist all das „organisiertes Betteln“, und 
schon beginnt das Strafverfahren: Meist 
nehmen die BeamtInnen den BettlerInnen 
sofort ihre Tageserlöse ab (die damit verfal-
len sind), und falls die Angezeigten ein paar 
Wochen später, nach Ausstellung des Straf-
bescheides, neuerlich in der Stadt angetrof-
fen werden, wird eine Geldstrafe fällig. Die 
bewegt sich zwischen 50 und 100 Euro, der 
Erlös einer guten Bettelwoche. Andernfalls 
drohen ein paar Tage Gefängnis. 
„Einander zu kennen, ist oft schon zu viel“, 
klagt Valej, ein Mittfünfziger aus der Ge-
gend von Sibiu, der aussieht wie fast 70. In 
jungen Jahren war er Bauarbeiter, aber seit 
über zwei Jahrzehnten hat er keinen fixen 
Job mehr gehabt. Mittlerweile sind seine 
Chancen sogar am Arbeitsstrich schlecht. 
Junge Männer mit Ausbildung werden eher 
genommen. Von den 30 bis 50 Euro Sozial-
hilfe, die er in Rumänien monatlich be-
kommt, können weder er noch seine Frau 
leben. In Salzburg verdiene er bettelnd das 
Dreifache. Nach Abzug aller Kosten. „Aus 

Ein Ehepaar ging in die Stadt 
und besprach sich. Es folgte

eine Anzeige wegen 
„organisierter Bettelei“.
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Mindeste dar. 50 Schlafplätze können bei 
durchschnittlich 130 in der Stadt befind-
lichen Notreisenden bzw. inländischen 
BettlerInnen den wahren Bedarf nicht de-
cken. Die Container und Abbruchhaus-
quartiere werden daher auch künftig nicht 
leer werden. Dennoch ist die Initiative ein 
mühsamer Kompromiss auf wackeligen 
Beinen. Man hat um ihn gerungen, nicht 
nur mit der FPÖ und Teilen der Volkspar-
tei, sondern auch mit Volkes Stimme. Die 
Leserbriefseiten einiger Salzburger Zei-
tungen und viele Internetforen sind voll 
mit Kritik über die „warme Hängematte“ 
für die BettlerInnen aus Rumänien. Für 
ÖsterreicherInnen in Not habe die Politik 
keinen Cent, während man alles tue, um 
immer noch mehr „Nichtstuer“ aus dem 
Osten zu uns zu locken, so der Tenor.
Die Notreisenden spüren dieses weit ver-
breitete Klima der Feindseligkeit. Immer 
wieder werfen O-Bus-FahrerInnen Roma 
aus den Öffis, ohne sie nach einem gül-
tigen Ticket gefragt zu haben. Einige Ge-
schäftsleute tun selbiges. Dass einheimi-
sche BettlerInnen über die Konkurrenz aus 
dem Osten wenig erfreut sind, ist noch ver-
ständlich. Doch auch das Gros der Bevöl-
kerung hat kein großes Herz. „Am öftesten 
hören wir, dass wir heimfahren und gefäl-
ligst arbeiten sollen“, sagen die BettlerInnen 
unisono. Aufhalten wird sie das nicht. Wie 
sagt der 30-jährige Liviu aus Rumänien so 
treffend: „Solange es mir hier, auf der Stra-
ße, besser geht als zu Hause, werde ich her-
kommen und betteln.“

einen würden jede Anzeige gegen Bettle-
rInnen für willkürliche Schikane halten, 
die anderen forderten eine so engmaschige 
Auslegung der Gesetze, dass dies de facto 
einem Bettelverbot gleichkomme. 

Es kommt Bewegung in die Debatte
Nun aber sind die Wahlen geschlagen, und 
es kommt Bewegung in die Bettlerdebat-
te. Bewegung im Sinne von konstruktiven 
Gesprächen, an deren Anfang der Konsens 
steht, dass das Phänomen „Betteln“ nicht an 
Salzburg vorbei geht, egal welche Drehs die 
Politik erfindet. Jetzt, nach dem Urnengang, 
schielt die SPÖ nicht mehr auf jede „Kro-
nen Zeitung“-Schlagzeile und ist endlich 
bereit zu einer Politik des Anstandes. Auch 
wenn die Stammwählerschaft in den nied-
rigen Einkommensschichten gegen jegliche 
Hilfe für BettlerInnen ist, nach dem Mot-
to: „Für uns wird alles teurer und denen …“ 
Aber auch die ÖVP ist nach der für sie ka-
tastrophalen Wahl bereit, sich zumindest 
an den „Runden Tisch“ zu setzen und dort 
die Mandatare des christlich-sozialen Spek-
trums wirken zu lassen. (Die anderen grü-
beln nach wie vor über „Lösungen“, die etwa 
Menschen aus Rumänien und Bulgarien das 
Betteln verunmöglichen, nicht aber etwa 
OberösterreicherInnen oder TirolerInnen, 
oder die ein sektorales Bettelverbot bringen, 
sprich eine „bettlerfreie“ Altstadt.)

Mindestmaß an sozialer Versorgung
Ein Runder Tisch, initiiert von Vizebürger-
meisterin Anja Hagenauer (SPÖ), hat sich 
also darauf geeinigt, dass es zumindest 50 

zusätzliche Notschlafplätze für Armuts-
reisende geben soll, mit Waschmöglich-
keiten und warmem Essen. Man will einen 
Bus einrichten, der als mobile Arztpraxis 
eine medizinische Basisversorgung bietet. 
Im Winter soll eine zentrumsnahe Tages-
stätte geschaffen werden, wo BettlerInnen 
oder StraßenmusikantInnen sich aufwär-
men können. Zudem wollen Stadt und 
Land die Notreisenden mit Kleidung ver-

sorgen und sie intensiver ansprechen und 
betreuen. Viele von ihnen kommen völ-
lig uninformiert nach Salzburg und haben 
keine Ahnung, was sie hier erwartet. Vom 
Wetter übers soziale Umfeld, die Rechtsla-
ge, die Kosten für Essen bis zu den Mög-
lichkeiten, legal Arbeit zu finden und die in 
 Österreich üblichen Umgangsformen. Au-
ßerdem spricht so gut wie keiner der Bett-
lerInnen mehr als drei Worte Deutsch.
Umgesetzt werden die Konzepte nun von 
Caritas, Diakonie und Sozialvereinen. Die 
Kosten trägt vor allem die Stadt Salzburg. 
Man rechnet derzeit mit etwa einer Million 
Euro pro Jahr, das ist ein Bruchteil dessen, 
was Salzburg zuletzt jährlich als Budget-
überschuss erwirtschaftete.
Die Basisversorgung ist  niederschwellig 
und stellt laut ExpertInnen bestenfalls das 

Politik berief Runden Tisch: 
Nun soll es Tagesstätten, 

Notschlafplätze und mobile 
Arztpraxis geben.
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ÖSTERREICHISCHER INTEGRATIONSFONDS

Eine neue Willkommenskultur
Seit einem Jahr gibt es die neuen Welcome Desks. Die ÖVP sieht in 25.500 

Beratungsgesprächen eine Erfolgsstory. Die Opposition und ein ehemaliger 

ÖIF-Mitarbeiter sehen das anders.

TEXT: SÓNIA MELO, FOTO: WEINFRANZ
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25 .500 Beratungen, fünf Standor-
te, Willkommenshandbücher 
in acht Sprachen und  mobile 

Beratungsstellen in über 200  Gemeinden. 
Mit diesen Zahlen beschreibt der Österrei-
chische Integrationsfonds (ÖIF) das  erste  
Arbeitsjahr der Welcome Desks. Und das  
alles ohne ein dafür vorgesehenes zu sätzli- 
ches Budget. Grund genug für  Ex Vizekanz -
ler Michael Spindelegger, die neue  Integra- 
tions einrichtung im vergangenen Juli zur 
„Erfolgsstory“ zu erklären. Die Opposi tion 
sieht das ein bisschen kritischer. Die Grü-
nen-Abgeordnete Alev Korun spricht von ei-
ner gelungenen PR-Aktion. Ein ehemaliger 
ÖIF-Mitarbeiter, der nicht namentlich ge-
nannt werden möchte, sieht es ähnlich.
Vor über einem Jahr eröffnete der ÖIF den 
ersten Welcome Desk in Wien. Es folgten 
weitere in den Landeshauptstädten Graz, 
Linz, Salzburg und Innsbruck. Für diesen 
Herbst ist die nächste Einrichtung in Kla-
genfurt geplant. Die Welcome Desks sind 
als Erstberatungsstellen für MigrantInnen 
gedacht, ihr Ziel: Den Zuwanderern soll ihr 
„Wilkommen sein“ in Österreich vermittelt 
werden. Darüber hinaus wird an den Will-
kommenstischen beraten sowie über Rech-
te und Pflichten informiert. Und weil seit 
längerer Zeit Integration das zentrale Zau-
berwort bei Fragen der Einwanderung ist, 
will man bereits in den Herkunftsländern 
mit der Beratung beginnen. Derzeit läuft 
ein Pilotprojekt in der Türkei, wo in der 
österreichischen Botschaft die Beratungs-
termine für Österreich vergeben werden. 
Also, „Integration von Anfang an“.

Alles nur PR?
Die Opposition übt indes Kritik. Alles an-
dere als erfolgreich sieht Alev Korun die Bi-
lanz der Welcome Desks nach einem Jahr. 
„Das ist doch alles nur PR“, ist die Integra-
tionssprecherin der Grünen überzeugt. Ko-
run begrüßt zwar, dass die Bundesregierung 
eine Willkommenskultur anstrebt – spät, 
aber doch, wie sie anfügt. Und zwar gan-
ze 50 Jahre nach dem Anwerbeabkommen 
zwischen Österreich und der Türkei für die 
damaligen „GastarbeiterInnen“. Die neue 
Willkommenskultur hält Korun „nicht für 
glaubwürdig, vielmehr eine Floskel“. Was 

vor einem Jahr als Wahlkampf-Gag begon-
nen habe, sei ein Jahr später nicht zu einer 
substanziellen Einrichtung gereift. Korun 
hat einen Bekannten zum Wiener  Welcome 
Desk geschickt, um das Service zu testen. 
Diesem sei aber bloß eine Lehrmappe mit-
gegeben worden, beraten wurde er nicht. 
„Es braucht aber viel mehr als einen Schal-
ter, wo einem fünf, sechs Broschüren in die 
Hand gedrückt werden“, bekräftigt die grü-
ne Integrationssprecherin.
Zudem kritisiert Korun, dass für die Wel-
come Desks vom Integrationsfonds kein zu-
sätzliches Budget eingeplant wurde. Denn 
„eine solche zusätzliche Struktur braucht 
auch die nötigen finanziellen Ressourcen“.
Franziska Troger, Leiterin des Kommunika-
tionsteams des ÖIF, sieht das naturgemäß 
anders. Ein besseres Angebot würde nicht 
unbedingt mehr Kosten verursachen, glaubt 
sie. Troger erklärt, das Angebot des ÖIF 
sei insgesamt gleich geblieben, durch Um-

strukturierungen und  Optimierungen, etwa 
durch Handbücher in mehreren Sprachen, 
habe man ein besseres Ergebnis erzielt. 
Nach einem kurzem Beratungsgespräch 
folgt, je nach Bedürfnis der KlientInnen, 
ein zweites, längeres Gespräch, versichert 
Troger. Auch die Willkommensbroschü-
ren des ÖIF seien höchst hilfreich, sie ge-
ben den Zuwanderern wichtige Auskünf-
te über rechtliche und kulturelle Aspekte 
Österreichs und dienen zur Vermittlung 
der österreichischen Werte. Auch Prakti-
sches sei darin zu finden: Wie MigrantIn-
nen ihre Kinder in Kindergärten anmelden 
können oder auch die Tatsache, dass Frau-
en und Männer in Österreich gleichgestellt 
sind, hat man für die Einwanderer zusam-
mengefasst. Für Korun eine Schönfärberei: 
„Dass in diesem Land Frauen immer noch 
um ein Drittel weniger verdienen als Män-
ner“, das sei im Handbuch der ÖIF-Wel-
come-Box nicht zu lesen, „aber im realen 
Leben zu spüren“. 

Ressourcenmangel
Im ÖIF sieht man die Welcome Desks als 
Teil eines Programms, das ein landesweites 
Netzwerk schaffen will, um auch Migran-
tInnen, die fernab von den Landeshaupt-
städten wohnen, entgegenzukommen. 
So bietet der ÖIF mobile Beratungen in 
Koope ration mit den Gemeinden an, auch 
MitarbeiterInnen von Behörden werden 
in Workshops ausgebildet. Ziel sei es, so 
Troger, „ für den Integrationsprozess eine 
Struktur zu schaffen“. 
KritikerInnen halten dem entgegen, dass 
man die Workshops gemeinsam mit den 
MigrantInnen selbst wesentlich effektiver 
und spannender gestalten und von deren 
Erfahrungen lernen könnte. Erst auf die-
se Weise würden die Welcome Desks mit 
Leben erfüllt. 
Ob Koruns Testperson, der man eine 
Broschüre in die Hand gedrückt hat, 
zur stattlichen Anzahl von 25.550 Bera-
tungsgesprächen dazugezählt wurde, ist 
nicht bekannt. Für Korun ist aber klar, dass 
die eigentliche Beratungsarbeit nach wie 
vor die NGOs leisten. Diese Organisatio-
nen seien es auch, bei denen die Willkom-
menskultur geblieben ist. Ein ehemaliger 
Mitarbeiter des ÖIF, der namentlich nicht 
genannt werden möchte, hat den Start der 
Welcome Desks noch miterlebt. Er versteht 
die Kritik, wenn er meint, dass die Welcome 
Desks am Bedarf der MigrantInnen völlig 
vorbei gingen. In der Realität sei es etwa so, 
dass die KlientInnen eher um Deutschkur-
se anfragen und weniger um Broschüren 
mit den Werten Österreichs. Deutschkurse 
werden vom ÖIF aber nur für Asylberech-
tigte gefördert. Und für Broschüren müsse 
man die Leute nicht extra in Beratungsstel-
len schicken.
Eine umfassende Beratung sei außerdem 
gar nicht möglich gewesen, berichtet der 
ehemalige Mitarbeiter, da „weder das Per-
sonal noch die Personalstunden aufgestockt 
wurden und auch die Räumlichkeiten nicht 
erweitert wurden“. Eigentlich hätten sich 
die MitarbeiterInnen des ÖIF schon mit ih-
ren täglichen Aufgaben der ÖIF-Beratung 
am Limit bewegt. Längere Beratungen am 
Welcome Desk seien dadurch schlicht nicht 
möglich gewesen, so der Nachsatz. 

Ex-ÖIF-Mitarbeiter: „Umfas-
sende Beratung war nicht

 möglich. Wir arbeiteten schon 
zuvor am Limit.“
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Sie sind nach zwei langen Jahren der 
Flucht aus dem Kongo 2008 in den Nie-
derlanden angekommen. Wie leben Sie 
jetzt?
Ich habe eine Aufenthaltsgenehmigung in 
Holland, und bisher habe ich in einem Ge-
müseverpackungsbetrieb am Fließband ge-
arbeitet – unter schlimmen Bedingungen, 
aber jeder hatte Angst, seinen Job wieder 
zu verlieren. Mein Vertrag ist jetzt ausge-
laufen, deshalb habe ich mein Handelsstu-
dium in Amsterdam wieder aufgenommen. 
Daneben mache ich ein Praktikum bei ei-
ner Flüchtlingsberatungsstelle. Ein Problem 
ist, dass die Leute in Holland so isoliert le-
ben, jeder bleibt für sich. Vor allem aber, 
dass man keine Arbeit findet, die den eige-
nen Qualifikationen entspricht.

Die Arbeitsgenehmigung war kein Pro-
blem?
Nein, das war Teil des Resettlement-Pro-
gramms, mit dem ich schließlich nach 
 Europa kommen konnte. Der UNHCR hat 
das ermöglicht. 

In den vergangenen 20 Jahren wurde im 
Kongo größenmäßig fast die gesamte 
Bevölkerung von Österreich getötet. Sie 
selbst waren als Student und politischer 

Aktivist in ihrer Heimatregion Kasai aktiv, 
engagierten sich gegen politische Gewalt 
und Diktatur. Hatten Sie schon früher da-
mit gerechnet, flüchten zu müssen?
Nein, ich hatte auch nie den Plan, wegzuge-
hen, obwohl einem die Gefahr natürlich be-
wusst ist. Vor meiner Flucht hatte ich mein 
Land noch nie verlassen. Als ich bei einer 
Demo verhaftet wurde und danach frei-
gekommen bin, hat man mir nahegelegt, 
schnell aus dem Kongo zu verschwinden. 
Ich bin dann ins Nachbarland nach Kongo-

Brazzaville geflüchtet, dort konnte ich aber 
nicht bleiben. Politische Flüchtlinge werden 
von dort oft zurückgeschoben und vice ver-
sa. Ich bin dann nach Kamerun weitergezo-
gen, wusste aber nicht, wohin ich sollte. 

Haben Sie mit Ihren Eltern – sie sind 
Bauern und Viehzüchter – Ihre Flucht 
besprochen?
Es waren meine Eltern, die alles darange-
setzt haben, mich rasch aus dem Gefäng-

nis zu bekommen. Sie haben viel Geld an 
das Personal bezahlt, das war eine Frage 
von Leben oder Tod. Ich bin noch in der-
selben Nacht über den Fluss nach Brazza-
ville gebracht worden, es gab keine ande-
re Option. 

Sie beschreiben in Ihrem Buch beein-
druckend, dass der Kongo ein sehr rei-
ches Land ist, reich an Rohstoffen, Dia-
manten, Hölzern, fruchtbaren Böden, an 
Wasserkraft. Wer profitiert davon?
In Kasai, der Region, wo ich herkomme, 
gibt es große Diamantvorkommen. Aber 
nur ein kleiner Teil der Bevölkerung hat 
davon profitiert, der Reichtum wurde in 
die Hauptstadt abgezogen, unsere Region 
wurde vollkommen vernachlässigt. Das Er-
gebnis ist ein fürchterlicher Mangel an Bil-
dung und jeglicher Infrastruktur. Auch da-
gegen haben wir uns organisiert.

Sie schrieben Ihr Buch sehr sachlich, 
über die Verhältnisse im Kongo und Ihre 
schwierige Flucht. War es belastend, Ihre 
Geschichte niederzuschreiben?
Es war nicht einfach, ich hatte schon auf der 
Flucht in Marokko damit begonnen, aber 
die Bilder schrecklicher Ereignisse sind 
wieder hochgekommen. Darüber konn-

Ich hatte nie den Plan, 
wegzugehen, obwohl

einem die Gefahr 
bewusst ist.

AUTOBIOGRAPHIE

Auf der Flucht
Die Militärs hatten ihn schon gefangen, doch Emmanuel Mbolela entkam. Zwei Jahre schlug

sich der politische Aktivist aus dem Kongo durch halb Afrika. Am Ende landete

er in Holland. Mbolele schrieb ein Buch über sein Leben, die erfahrene Gewalt, 

und das verzerrte Bild, das Europa von Schleppern hat.

INTERVIEW: GUNNAR LANDSGESELL, FOTO: KARL NESSMANN



Welt/MO 36

27

te ich nicht schreiben, das kann man auch 
den Lesern nicht zumuten. Obwohl ich tau-
send Seiten füllen könnte. In Holland habe 
ich das Buch aber doch beendet. Ich sehe 
darin ein Mittel für den politischen Kampf, 
dass es besser wird im Kongo. Die Leute in 
Europa sollen wissen, welche strukturellen 
Gründe Menschen zur Flucht treiben und 
was man da erlebt.

Das Bild von Afrika wird in Europa vor 
allem über negative Ereignisse bestimmt: 
durch Kriege, Hungersnöte, Armut. Wie 
sehen Sie das?
Das Afrika der Misere, das Menschen 
zeigt, die die Arme verschränken und 
warten, bis es besser wird, ist hier sehr 

domi nant. Von den Menschen, die sich 
organisieren, von einem Mittelstand, vom 
Fortschritt, den es auch gibt, wird kaum 
etwas berichtet. Die Berichterstattung 
sollte man der Wirklichkeit anpassen. 
Man muss eben beides zeigen.

Viel wird auch von ethnischen Konflikten 
berichtet und von tribalistischer Wahl- 
und Verteilungspolitik. Ist der Kongo ein 
Failed State? Glauben Sie, dass das kolo-

niale europäische Konzept des National-
staats für Afrika untauglich ist?
Nein, das glaube ich nicht. Ich sehe eher die 
Gefahr einer Balkanisierung des Kongo. Die 
Einheit des Landes ist aber wichtig für den 
Wohlstand und die Zukunft. Es stimmt, dass 
es viele Ethnien im Kongo gibt. Das wur-
de erst zum Problem, als die Kolonialmäch-
te bestimmte Gruppen über andere gestellt 
und ein System der Spaltung errichtet ha-
ben. Dass es viele Sprachgruppen gibt, spielt 
bei Konflikten keine Rolle. Die finden vor 
allem dort statt, wo es um Rohstoffe und 
Verteilungsfragen geht, etwa im Osten des 
Landes. Dort gibt es nur wenige ethnische 
Gruppen, aber den schrecklichsten Krieg. 
Die 400 Sprachen im Kongo sind sicherlich 
ein Reichtum der Gesellschaft.

Wurde die Situation nach den Präsi-
denten Mobutu und Laurent-Désiré Ka-
bila Kabila mit Kabilas Sohn Joseph als 
Nachfolger besser?
Joseph Kabila ist nicht in der Lage, etwas 
für die Gesellschaft zu bewirken. Man hat 
ihn an diese Position gesetzt, ohne dass er 
überhaupt besondere Kenntnis über das 
Land hat. Als Mobutu alt wurde und die 
Berliner Mauer fiel, kam Laurent-Désiré 
Kabila gerade zur rechten Zeit: Die Ame-
rikaner und westliche Mächte unterstützten 
ihn als neuen starken Mann. Als er unlieb-
sam wurde, beseitigte man ihn, nun ist sein 
Sohn Joseph an der Macht. Kaum jemand 
kannte ihn, es ist, als wäre er mit einem 
Fallschirm vom Himmel gefallen.

Ihre Flucht hat zwei Jahre gedauert und 
ging über viele Statio nen, oft wussten Sie 
nicht weiter. Wie haben Sie diese Zeit er-
lebt? Ist das ein Zustand ständiger Gefahr, 
oder kann man auch einmal durchatmen?
Es gab mehrere Momente, wo wir den Tod 
ganz nah gefühlt haben. Es gab auch län-
gere Phasen, wo man sich ausruhen und 
nachdenken konnte, um Abstand zu krie-
gen. In Mali habe ich intensiv den interkon-
golesischen Streit verfolgt und gewartet, ob 
ich – je nach Ausgang – vielleicht wieder 
zurückgehen kann. Wirklich schlimm war 
es in der Sahara, wo ich auch fast umge-

Es gab mehrere Momente, 
wo wir den Tod

ganz nahe 
gefühlt haben.
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kommen wäre. In Südalgerien ist man der 
völligen Willkür von bewaffneten Gruppen 
ausgeliefert, die einem Gewalt antun und 
alles rauben, was man noch besitzt. Es gab 
auch Chauffeure, die uns reingelegt haben, 
die uns irgendwo in der Wüste aussteigen 
ließen, wo wir dann herumgeirrt sind.

Sie beschreiben, wie in der Wüste die Fah-
rer mit bewaffneten Banden kooperieren. 
Aus dem Wagen, in dem Sie mitfuhren, 
wurden mehrmals Frauen in der Nacht 
abgeholt, vergewaltigt und in der Früh 
wieder zurückgebracht. Waren Sie da völ-
lig auf sich gestellt?
Man weiß leider nicht, was solche Chauf-
feure im Sinn haben. Falls sie mit bewaff-
neten Banden kooperieren, ist man ihnen 
ausgeliefert. Die Schlepper können einen 
nicht wirklich beschützen, weil sie weit weg 
sind und einen an andere Leute vermitteln, 
denen sie vertrauen. An wen und an welche 
Fahrer man schließlich kommt, kann man 
nicht durchschauen. 

Haben Sie die Rolle der Schlepper den-
noch positiv erlebt?
Ich frage mich, ob das Bild, das man von 
Schleppern in Europa hat, nicht etwas ver-
fälscht ist. Letztlich ist es die Arbeit der 

Schlepper, Leute, die keine Papiere haben 
und auf der Flucht sind, zu organisieren 
und zu begleiten. Dafür bezahlt man sie. 
Natürlich gibt es bessere und schlechte re. 
Aber im Prinzip ist das eine Dienstleis tung, 
die in dieser Situation notwendig ist. Oft 
trifft man auch auf Reisende, die kein Geld 
mehr haben, sich kurzfristig niederlassen 
und dann auch die Weiterreise für  andere 
organisieren können. Aber natürlich gibt 
es auch eine ganz andere Schlepperei, die 
mit Drogen- und Waffenhandel zu tun hat. 
Da muss man differenzieren, das hat mit 
Fluchthilfe und der bezahlten Fluchtver-
mittlung nichts zu tun.

Wer sind die Schlepper überhaupt?
Oft handelt es sich um Migranten, denen 
selbst das Geld zur Weiterreise ausgegan-
gen ist. Für Neuankömmlinge, die sich vor 
Ort nicht auskennen, ist das eine wichtige 
Hilfe. Wo soll man in einer Stadt übernach-
ten, wenn man kein Geld mehr hat? Jemand 
hat ein Auto, bringt die Leute für eine klei-
ne Summe in ein Wäldchen am Stadtrand, 
wo man sicher ist vor Übergriffen oder den 
Behörden.

Gäbe es UNHCR-Büros in Subsahara- 
Afrika, wo man um Hilfe, um Asyl ansu-

chen kann – wäre dann der Schlepper als 
Dienstleister nicht mehr gebraucht?
Das UNHCR hat in den Subsahara-Län-
dern nicht genügend Mittel, das ist eine 
Katastrophe. Ich hätte den Weg Richtung 
Norden nicht fortgesetzt, würden die UN 
im Nachbarland Kongo-Brazzaville dafür 
sorgen, dass man nicht zurückgeschoben 
wird. Im Benin gab es zwar ein UNHCR-
Büro, das war aber geschlossen. Dort habe 
ich Flüchtlinge getroffen, die von der Po-
lizei verprügelt und verjagt werden. Dort 
gab es keinen Schutz. In Marokko ist der 
 UNHCR gut ausgerüstet, aber dort gibt es 
viel weniger Flüchtlinge. Ich frage mich, 
warum nicht weiter südlich, etwa rund um 
Sambia, Büros eingerichtet werden.

Vielen Dank an Dieter Alexander Behr für 
die Übersetzung aus dem Französischen.
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17 .503 – so viele Menschen haben 
2013 in Österreich um Asyl an-
gesucht. Gäbe man jedem eine 

leerstehende Wohnung in Wien, wären im-
mer noch mindestens 12.497 Wohnungen 
frei. Doch so einfach ist die Unterbringung 
von AsylwerberInnen freilich nicht. Bund 
und Länder teilen sich – geregelt durch 
die Grundversorgungsvereinbarung – die 
Kompetenzen. Der Bund kümmert sich um 
AsylwerberInnen, die noch nicht im Ver-
fahren sind, und um Menschen, die abge-
schoben werden. Die Länder sorgen für 
jene Menschen, die ins Asylverfahren auf-
genommen werden.
Doch das System ist brüchig. Ein  Großteil 
der Länder hält sich nicht an die vereinbar-

FLÜCHTLINGSBETREUUNG

Integration ist nicht vorgesehen 
Ein Bett zum Schlafen, ein Dach über dem Kopf. Für eine seriöse Betreuung reicht

die Grundversorgung nicht aus, sagen Flüchtlingsorganisationen. Ohne Spendengelder 

würde das Betreuungssystem zusammenbrechen. 

TEXT: CLARA AKINYOSOYE, FOTO: KARIN WASNER 

ten Unterbringungsquoten. Zudem hat Nie- 
  derösterreich im Sommer die  Pforten des 
Erstaufnahmezentrums Traiskirchen für 
weitere Aufnahmen geschlossen – aus Platz- 
gründen, wie es heißt. Notquartiere muss-
ten organisiert werden. Jetzt wird verhan-
delt. Flüchtlingsorganisationen sehen da-
rin politisches Geplänkel auf dem  Rücken 
Schutzsuchender. „Wir sind in die Ge-
spräche bisher nicht eingebunden worden“, 
sagt Barbara Schmallegger, Bereichsleiterin 
für Unterbringung und Betreuung im Di-
akonie-Flüchtlingsdienst. Dabei hätte das 
Netzwerk Agenda Asyl, dem die Dia konie 
auch angehört, doch bereits  einen Maßnah-
menkatalog zur Verbesserung der Grund-
versorgung veröffentlicht. Einer der zentra-

len Punkte ist der Ruf nach mehr Geld für 
die Betreuung. Das wird in Sparzeiten wie 
diesen auf wenig Gegenliebe stoßen.

19 Euro sind zu wenig
UnterkunftbetreiberInnen erhalten für die 
Unterbringung, Versorgung und Betreu-
ung der AsylwerberInnen vom jeweiligen 
Bundesland 19 Euro pro Tag und Person. 
Derzeit befinden sich rund 16.000 Men-
schen in Grundversorgung. Doch mit die-
sen Mitteln sei eine Unterbringung mit ver-
nünftiger Betreuung nicht machbar, sagt 
Schmalleger. Besonders den in die Kritik 
geratenen privaten Pensionen fehle es an 
Geld, um eine bessere Versorgung gewähr-
leisten zu können. „Jemand, der seine Pen-
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sion am Leben erhalten möchte, ist gewinn-
orientiert und wird vieles von dem, was wir 
anbieten, nicht anbieten. Denn wo bliebe 
dann sein Gewinn?“, fragt Schmallegger. 
Erst im vergangenen Jahr wurde der Tag-
satz von 17 auf 19 Euro erhöht. Doch das 
sei „gerade mal ein Tropfen auf dem heißen 
Stein“, von einer Indexanpassung jedenfalls 
weit entfernt. Eines ist aber allen klar: Ohne 
Spenden würde das Betreuungssystem kol-
labieren. Letztlich werden durch Spenden 
viele Betreuungsleistungen finanziert, die 
für eine qualitative Versorgung notwendig 
sind. Dazu Schmallegger: „Mit Sachspenden 
richten wir Zimmer und Wohnungen ein. 
Mit den Geldspenden stopfen wir Löcher. 
Und Ehrenamtliche arbeiten mit Kindern 
oder geben Deutschkurse.“ In den Flücht-
lingsquartieren der Diakonie ist rund um 
die Uhr eine Ansprechperson anwesend, 
qualifiziertes Personal betreut die Asylwer-
berInnen in den verschiedensten Belangen. 
Von Orientierungshilfe bis hin zur Schuld-
nerberatung wegen Schwarzfahr-Strafen, 
„die sich bei uns türmen“, erzählt Schmal-

legger. DolmetscherInnen müssen selbst 
bezahlt werden. Alles Teil einer Betreuung, 
die kostet. Betreuung, die vom Bund in die-
ser Form zum Teil gar nicht vorgesehen ist. 
Das zeigt sich etwa bei der Frage wie man 
die Menschen beschäftigen soll, die oftmals 
jahrelang auf ihren Bescheid warten, auf ein 
Taschengeld angewiesen sind und ihre Zu-
kunft nicht planen können. 

Integration durch Spenden 
Deutsch lernen, Integration vorantreiben? 
Das unterstützt der Bund nicht. Außer für 
schulpflichtige Kinder und minderjährige, 
unbegleitete Flüchtlinge sind Deutsch-
kurse für Asylsuchende nicht vorgesehen. 
Wenn es nach den politisch Verantwort-
lichen geht, heißt es: Integration beginnt 
mit der Erteilung des Aufenthaltstitels. Zu 
spät, meinen Organisationen wie die Cari-
tas, die eine Vielzahl von Asylheimen be-
treibt. Sie bietet auch für AsylwerberInnen 
Deutschkurse an – kostenlos oder gegen ei-
nen geringen Unkostenbeitrag. „Man muss 
schauen, dass man die Menschen bei Laune 
hält, damit sie nicht in Depressionen verfal-
len“, sagt Irmgard Joo, Leiterin des Caritas-
hauses Amadou, das seit 1992 ein Hafen für 
Asylsuchende ist. Zu warten und nicht pro-
duktiv sein zu dürfen, mache die Menschen 
mürbe. Doch für die Integration von Men-
schen, die der Bund nicht als Zielgruppe für 
Integra tion definiert, kommt der Staat nicht 
auf. Die Gesellschaft tut es dennoch – durch 
Spenden und ehrenamtliches Engagement. 

Ein faires System sieht anders aus
Kritik an der Grundversorgung kommt 
auch von der Geschäftsführerin des Integra-

tionshauses Andrea Eraslan-Weninger. „Es 
gibt keine einheitlichen Qualitätsstandards- 
und Kontrollen.“ Zwischen und auch inner-
halb der Bundesländer gibt es erhebliche 
Qualitätsunterschiede, was Unterbringung 
und Betreuung betrifft. SozialarbeiterInnen, 
mehrsprachiges Personal, PädagogInnen für 
die Kinderbetreuung sind nicht in allen Ein-
richtungen eine Selbstverständlichkeit. Die 
Voraussetzungen für die Anerkennung als 
Asyleinrichtung beziehen sich größtenteils 
auf infrastrukturelle Kriterien: Zimmergrö-
ße, Sanitäranlagen, Zuganbindung. Men-
schen in Grundversorgung müssen zwar 
beraten werden, aber der Betreuungsschlüs-
sel sei mit 1:170 viel zu hoch, sagt Eraslan-
Weniger. Das Wiener Integrationshaus hat 
einen Schwerpunkt auf Menschen gesetzt, 
die besonders schutzbedürftig und verletz-
lich sind: Traumatisierte, psychisch Kran-
ke, aber auch Kinder, AlleinerzieherInnen 
oder Schwangere.
Für chronisch oder psychisch Kranke kön-
nen UnterkunftsbetreiberInnen mitun-
ter einen erhöhten Betreuungsbedarf gel-
tend machen. Statt 19 Euro werden dann 
42 Euro für die Versorgung und intensive 
Betreuung ausbezahlt. Doch auch das sei 
bei einer professionellen Betreuung nicht 
kostendeckend. Die Rahmenbedingungen G
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für den „erhöhten Betreuungsbedarf “ hält 
die Integrationshaus-Chefin für stark ver-
besserungswürdig. Denn der erhöhte Be-
treuungsbedarf ist rechtlich nicht in der 
Grundversorgung verankert und wird 
nicht flächendeckend angeboten. „Leider 
sind auch die Kriterien zu streng bemes-
sen. Wer von der Flucht „lediglich“ trau-
matisiert ist, erfüllt die Kriterien nicht. Es 
sei denn es würde zusätzlich z.B. eine De-
pression diagnostiziert“, kritisiert Eraslan-
Weninger. Viele Menschen, die einen Platz 
bräuchten, bekommen keinen, weil sie die 
Voraussetzungen nicht erfüllen.

Der Bartenstein-Erlass
Erhielten AsylwerberInnen Zugang zum 
Arbeitsmarkt, würde das die Grundversor-
gung entlasten. Dann könnten die Men-
schen ihren Lebensunterhalt oder einen 
Teil davon selbst verdienen und dem Staat 
Geld bringen statt kosten. Doch der Staat 
lässt es nicht zu. Wie in Österreich mittler-
weile bekannt, beschränkt sich der Arbeits-
markt auf Saison- oder Erntearbeit. Auch 
darf man sich selbstständig machen – solan-
ge dafür kein Gewerbe angemeldet werden 
muss. Deshalb sind Asylwerber mitunter 
als Zeitungskolporteure tätig, Asylwerbe-
rinnen in der Sexarbeit. Der sogenannte 

„Bartenstein-Erlass“, der die Arbeitsmög-
lichkeiten für AsylwerberInnen 2004 dahin-
gehend nochmals verschärft hat, ist nicht 
nur Flüchtlingsorganisationen ein Dorn 
im Auge. Vergangenes Jahr haben sich ne-
ben der Industriellenvereinigung, der WKO 
und dem ÖGB auch die Arbeiterkammer 
und Teile der SPÖ in Richtung Liberali-
sierung bewegt. Auch innerhalb der ÖVP 

gab es Stimmen, die sich wohlwollend zu 
einer Lockerung des Arbeitsmarktzugangs 
für Asylwerbende geäußert haben. Seitdem 
ist es allerdings wieder still geworden. Nicht 
so in Deutschland. Dort haben Asylwerbe-
rInnen nach neun Monaten Zugang zum 
Arbeitsmarkt. Die Voraussetzung ist aller-
dings, dass sich keine Deutschen, EU-Bür-
gerInnen oder anerkannten Flüchtlinge für 
den Job finden. Nun hat die Bundesregie-
rung dem Bundestag ein Gesetz vorgelegt, 
wonach die Frist von neun auf drei Monate 
verkürzt werden soll. Die Abstimmung da-

rüber wurde vertagt und soll voraussicht-
lich im Herbst stattfinden. Derweil ist in 
sechs deutschen Städten ein Pilotprojekt 
zur Arbeitsmarkt integration von Asylwer-
berInnen angelaufen. Zentraler Punkt: Die 
Menschen sollen schon während sie war-
ten – etwa durch Deutschkurse – auf den 
Arbeitsmarkt vorbereitet werden. In Öster-
reich haben Flüchtlingsorganisationen ihre 
Forderung nach einem uneingeschränkten 
Arbeitsmarktzugang für AsylwerberInnen 
bekräftigt. Wer lang vom Arbeitsmarkt weg 
ist, findet sich schwerer wieder in die Struk-
turen ein. Das haben Studien über Langzeit-
arbeitslose längst bewiesen. 
Nach langer Erwerbslosigkeit ist nun auch 
die Nigerianerin Sherry H. (Name geändert) 
auf der Suche nach Arbeit. Sie lebt seit 13 
Jahren in Österreich, seit Kurzem mit einem 
Aufenthaltstitel. Die Alleinerzieherin wohnt 
in einem Caritas-Heim, dort hat sie sogar 
ihr erstes Kind auf die Welt gebracht. Sher-
ry H. hat eine Leidensgeschichte hinter sich. 
Eine Geschichte, die sie nicht erzählen will, 
aus einer Zeit, in die Sherry H. nicht einmal 
gedanklich zurückkehren möchte. Sie will in 
die Zukunft blicken, Arbeit finden, schnell 
raus aus dem Heim. Denn, erklärt Sherry: 
„Es gibt viele Menschen, die so einen Platz 
brauchen.“

Wer von Flucht „lediglich“ 
traumatisiert ist, erfüllt die 

Kriterien nicht. Es sei denn, es 
würde noch eine Depression 

diagnostiziert.
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STRASSENKINDER

Neue Chancen
In Rumänien landen Hunderte Jugendliche aus Armut auf den Straßen. Sie leben auch in Ka-

nälen, schnüffeln Lack. NGOs wie Concordia springen ein, wo Eltern oder der Staat fehlen.

REPORTAGE UND FOTOS: EVA BACHINGER

E s ist schwül in Bukarest, die Autos 
stauen sich durch die mehrspurigen 
Straßen. Auch viele, neu glänzende 

SUVs sind darunter. Eine Frau schiebt 
ihre Sonnenbrille ins Haar und zückt ihr 
Smartphone. Für die vollbesetzten öffent-
lichen Busse ist hier kein Durchkommen. 
Die Luft ist voller Abgase, es ist dröhnend 
laut. Doch es gibt einen Ort, wo es noch 
heißer ist: unter der Straße, im Kanalsy-
stem. Obdachlose haben beim Bahnhof 
von Bukarest, dem Gara de Nord, den Ka-
naldeckel entfernt und das Loch im Boden 
vergrößert. Heiße Luft und üble Gerüche 
wehen einem entgegen, eine Mischung aus 

menschlichen Ausdünstungen, Fäkalien, 
Verwesung und Essen. Über eine wacke-
lige Leiter klettern wir nach unten. Es ist 
besser, man drückt sich ein T-Shirt vor die 
Nase und atmet nur durch den Mund. Be-
vor man in einen engen, niedrigen Gang 
gelangt, wo an beiden Seiten brennheiße 
Heizungsrohre verlaufen, drücken wir uns 
durch eine enge Öffnung. Was ist bei einem 
Rohrbruch, wenn Wasser die Gänge flutet?, 
fragt jemand. „Dann ertrinken die Leute 
wie die …“ Fabian Robu, der Sozialarbei-
ter von der NGO Concordia, spricht den 
Satz nicht zu Ende. Robu, ein Mitarbeiter 
des Sozialprojekts von  Pater Georg Spor-

schill, führt heute eine Gruppe von Journa-
listInnen in die Katakomben von Bukarest. 
Die Reise verfehlt bei den Teilnehmenden 
ihre Wirkung nicht.

Pure by magic
Was einem hier unter der Stadt begegnet, ist 
schockierend. Doch die Menschen, die hier 
leben, haben sich an all das gewöhnt, sagen 
sie. Sie merken nicht mehr, wie sehr ihnen 
dieses Leben alles raubt. Viele von ihnen 
betäuben sich, saugen Aurolac, einen Lack-
verdünner, aus einem Plastiksackerl. Ein Ju-
gendlicher weist schwere Verbrennungsnar-
ben am Hals auf, der Lack hatte sich einmal 
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redet ihnen gut zu. „Ihr müsst nicht so le-
ben, steigt aus dem Kanal, kommt zu uns.“ 
Dann steigen sie aus dem Kanal, meistens 
aber nur, um zu betteln oder Müll zu sam-
meln. Den zerlegen sie in Einzelteile und 
verkaufen ihn. Oder sie tänzeln durch die 
Straßen, in Trance, ohne das wütende Ge-
hupe der AutofahrerInnen wahrzunehmen. 
Die Menschen, die an der nahen Bushalte-
stelle des Bahnhofs warten, wenden ihren 
Blick ab. Ein Kind steht am Kanalloch und 
schaut hin, sein Vater zieht es schnell weg. 
 
Die erste Torte
Wie anders sind die Augen von Adriana. 
Sie leuchten blau, die Wimpern fein säuber-
lich getuscht. Sie bedient heute beim Mitta-
gessen die Tischgruppe der Leiter des Con-
cordia-Heims in Ploiesti. Ihre Handgriffe 
wirken souverän. Die strahlend weiße Blu-
se, die zu einem Zopf geflochtenen Haare, 
die manikürten Fingernägel wirken nach 
dem Besuch im Untergrund wie aus einer 
anderen Welt. Adriana macht eine Leh-
re zur Kellnerin. Am Wochenende hat sie 
viel Trinkgeld bekommen, erzählt sie, und 

ein Lächeln huscht über ihr Gesicht. Die 
Narbe, die durch das Make-up schimmert, 
sieht man erst bei genauerem Hinsehen. 
Adriana lebte zwar nicht auf der Straße, 
aber sie stammt aus einer sehr armen Fami-
lie. „Sie wäre wohl auf die Straße geraten“, 
vermutet Fabian Robu, der uns durch den 
Kanal geführt hat. Sobald sich die Jugend-
lichen im Sozialzentrum stabilisiert haben, 
werden sie auf weitere Einrichtungen der 
NGO verteilt: Hier in Ploiesti, wo Adriana 
arbeitet und lebt, können die Kinder und 
Jugendlichen Lehrberufe absolvieren, Kell-
ner oder Bäckerin werden. „Jedes Kind be-
kommt zum Geburtstag eine Torte. Es ist 
für viele die erste Torte ihres Lebens“, er-
zählt der Bäckermeister. Es gibt ein Orche-
ster; Karate, Musik, Volleyball und Fußball 
werden auch angeboten.

Ceauşescus Erbe 
1989, als die Ära CeauŞescu zu Ende ging, 
landeten viele Kinder und Jugendliche auf 
der Straße. Die Waisenhäuser wurden aufge-
löst und die Kinder ihrem Schicksal überlas-
sen. Die Bilder von verwahrlosten Kindern 

entzündet. Im Spital hat er um sein Leben 
gekämpft. Spritzen liegen herum, mehrfach 
gebraucht, untereinander ausgetauscht. Oft 
spritzen sich die Jugendlichen auch ein 
Pflanzenschutzmittel mit Namen Ethnobo-
tanical. Zwölf Euro kostet ein Säckchen mit 
je 25 Gramm, „pure by magic“ steht auf der 
Verpackung. Die Mittel sind legal erhältlich, 
sie vergiften den Körper, schädigen die Or-
gane und führen zu Halluzinationen. Man-
che bleiben zwei Tage und Nächte ständig 
in Bewegung, erst bei völliger Erschöpfung 
wenden sie sich an den Streetworker.
Costin Nedelcu arbeitet in Lazarus, einem 
Sozialzentrum, das Concordia in Ploiesti, 
etwa 60 Kilometer von Bukarest entfernt. 
Dort werden Jugendliche, aber auch Voll-
jährige aufgenommen, können eine Ausbil-
dung absolvieren. Auch einen Kindergar-
ten gibt es dort. In der Kapelle von Lazarus 
hängen viele Fotos. Porträts von Verstor-
benen, deren Gesichter gezeichnet sind. Die 
meis ten sind kaum 20 Jahre alt geworden. 
Cos tin fährt mehrmals in der Woche zum 
Gara de Nord nach Bukarest und bringt 
den  Jugendlichen Tee und einen Imbiss. Er 



MO 36/Welt

34

Tatsächlich sieht man in Bukarest selbst 
kaum noch Kinder auf den Straßen. Wenn, 
dann sind es Kinder von obdachlosen jun-
gen Frauen. Schätzungen zufolge gibt es 
etwa 5.000 obdachlose Menschen in Bu-
karest, einige hundert davon sind Jugend-
liche. Die Stadt würde wohl wieder am 
liebsten den Deckel auf die offenen Kanä le 
legen. Einmal habe sie das schon versucht, 

erzählt Fabian Robu. Doch mit  Deckel 
drauf löst sich das Problem nicht. 
Auch die 19-jährige Atie hat die Kurve ge-
kratzt. Sie lebt im Wohnheim Casa Iuda in 
Bukarest, dort besucht sie die erste Klasse 
der „Schule der zweiten Chance“. Besonders 
hilfreich sei der strukturierte Tag im Heim, 
der sich zwischen Andacht, Arbeit und Es-
sen abspielt. Atie fällt der Heimleiterin um 
den Hals und küsst sie auf die Wangen. Sie 
freut sich wie ein kleines Kind, denn Stefa-
nia Diaconu, die Leiterin des Casa Iuda, hat 
heute Geburtstag. Dafür hat sich Atie her-
ausgeputzt und trägt ein blaues Kleid mit 
weißen Punkten. Sie kommt aus Constanta 

am Schwarzen Meer aus einer Familie mit 
zwölf Kindern. „Ich habe nie eine Schule 
besucht. Als ich sieben Jahre alt war, haben 
mich meine Eltern auf die Straße und die 
Müllhalde geschickt. Wenn ich kein Geld 
mit nach Hause brachte, hat mich mein 
Vater verprügelt.“ Mit 13 Jahren hat Atie 
ein Kind bekommen. Der Bub, sagt sie lei-
se, Fernando heißt er, ist bei ihrer Tante, 
die ihr nicht erlaubt, ihn zu sehen. Was er-
hofft sie sich von ihrem Leben? „Ich möch-
te  einen Personalausweis. Dann kann ich 
arbeiten. Wenn ich Kinder habe, schicke ich 
sie nie auf die Müllhalde, ich schicke sie in 
die Schule“, sagt sie schnell und bestimmt. 
Am Abend drehen die Jugendlichen auf der 
Dachterrasse die Musik lauter. Atie trom-
melt. „Ich bin Romni, ich höre auf die Mu-
sik und fühle sie. Das liegt mir im Blut.“ 
Heute darf ein wenig Party gemacht wer-
den. Die Kinder tanzen sich die  Schwere 
aus dem Leib, pfeifen, klatschen, singen und 
lachen ausgelassen. 

Preisniveau wie in Österreich
Die 22-jährige Mihaela kommt am Nord-
bahnhof hinzu. Sie sieht noch nicht so 
 verwahrlost aus, doch in ihrer Hand hat 
sie einen schwarzen Plastiksack mit Lack. 
Nein, lange ist sie noch nicht auf der  Straße. 
Sie bittet um ein Foto, das sie ihrer Mut-

in Gitterbetten in völlig heruntergekomme-
nen Heimen gingen um die Welt. Die Zu-
stände waren unhaltbar, viele Kinder nah-
men auch einfach Reißaus. Die protzigen 
Bauten wie der Arcul de Triumf – dem 
 Triumphbogen in Paris nachempfunden – 
oder der gigantische Parlamentspalast mit 
mehr als 5.000 Räumen, früher das „Haus 
des Volkes“ genannt, zeugen heute noch 
vom Größenwahn des rumänischen Dik-
tators. 
Nur die wenigsten der früheren Heim-
kinder konnten ein Leben unter normalen 
Umständen weiterführen, erzählt eine an-
dere Jugendarbeiterin, Ana Palcu, die in der 
 Diakonie im malerischen Sibiu arbeitet – 
die Stadt war 2007 gemeinsam mit Luxem-
burg Kulturhauptstadt Europas. Ein Groß-
teil der Heimkinder von damals ist heute 
von Sozial hilfe abhängig, meist fehlt ihnen 
eine Ausbildung, um Arbeit zu finden. Die 
meisten Organisationen, die die Lage der 
Kinder zu verbessern suchen, sind aus dem 
Ausland finanziert. Dem rumänischen Staat 
mangelt es an Geld für derenUnterstützung. 
In dieser Situation machen sich nicht we-
nige Kinder ins Ausland auf, beginnen dort 
erneut zu betteln oder zu stehlen. Dass sie 
dazu gezwungen werden, wie immer wie-
der kolportiert wird, kann Ana Palcu nicht 
bestätigen. 

Sibiu war 2007 Kulturhaupt-
stadt Europas. Doch dem 

Staat fehlt das Geld für die 
Hilfe bedürftiger Kinder.
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Laut Eurostat waren 42 Prozent der Rumä-
nInnen 2012 von Armut und sozialer Aus-
grenzung bedroht, nur in Bulgarien ist der 
Wert mit 49 Prozent noch höher. Selbst ein 
Arzt verdient im Schnitt nur 400 Euro im 
Monat. Für jede Behandlung halten viele die 
 Hände für Extra-Geld auf. Es funktioniert, 
denn sonst bekämen die PatientInnen we-
der Operationen noch Impfungen, das Be-
stechungsgeld entscheidet auch darüber, ob 
ein Kaiserschnitt gemacht wird oder nicht. 
Auch das Bildungssystem ist korrupt. Es 
geht nicht um einen guten Platz für sein 
Kind, sondern darum, überhaupt einen 
Platz zu bekommen. Laut der NGO „Trans-
parency International“ liegt Rumänien be-
züglich Korruption an der 69. Stelle von 
177 erfassten Staaten. Die niedrigen Gehäl-
ter führen zu Armut, zu Überforderungen 
in der Familie. Denn lächerlich gering ist 
auch die Kinderbeihilfe von monatlich 97 
Lei, umgerechnet 20 Euro. Die Sozialhilfe 
beträgt 30 Euro, ob man sie überhaupt be-
kommt, hängt von der Kompetenz und vom 
Gutdünken der zuständigen BeamtInnen 
ab, schildert Palcu von der Diakonie. Die 
Regierung hat das Programm „Milch und 
Brot“ ins Leben gerufen: Kinder bis zur 
vierten Klasse, die die Schule besuchen, er-
halten ein Kipferl und ein Päckchen Milch. 
Satt wird man davon nicht.

ter  schicken kann, die im Gefängnis sitzt. 
 Costèl ist 23 Jahre alt. Sein Gesicht ist vol-
ler Schnitte, er sieht älter aus, als er ist. Seit 
drei Monaten lebt er nun im Sozialzentrum 
Lazarus. Regelmäßig begleitet er den Street-
worker, um auch andere dazu zu  bewegen, 
mitzukommen. Er versucht zu erklären, 
warum er es länger nicht geschafft hat, von 
hier wegzukommen: „Auf der Straße gab 
es Freiheit. Wir konnten dort tun, was wir 
wollten.“ Doch am Nordbahnhof wacht 
 einer über alle: „Bruce Lee“, „Capo“ nen-
nen sie ihn. „Er ist der Boss, er kümmert 
sich um uns“, sagt einer. In Wahrheit ver-
sorgt er sie mit Stoff und hält sie abhängig. 
Er  gehöre zu einer Art Mafia, sagen die Be-
treuer. „Im Kanal gibt es keine Zukunft. So-
lange man dort unten ist, hat man keine Per-
spektive“, weiß Fabian Robu. Während er die 
Wohngemeinschaften für die Jugendlichen 
in  Ploiesti zeigt, erzählt er uns von Robert. 
„Mit zwölf Jahren kam er zu uns. Er hat gut 
gelernt, heute arbeitet er in Wien. Ich bin zu 
seiner Hochzeit eingeladen. Es ist wirklich 
gut, auch Erfolge sehen zu können. Einer 
hat es geschafft.“ Anfangs konnte er mit den 
Jugendlichen nichts anfangen, suchte ver-
gebens nach Erfolgen. Er wollte aufgeben. 
Da habe ihm Pater Georg Sporschill, der 
Gründer von Concordia,  gesagt: „Ich verst-
ehe das, aber ich brauche keine Erfolge von 

dir. Sei einfach für sie da, wie eine Mutter.“ 
Ein kleiner Junge, vier Jahre alt, wurde heu-
te in einer Wohngruppe aufgenommen. In 
seiner Wohngruppe sitzt er stumm auf der 
Couch, er schaut traurig in die Ferne und 
sagt kein Wort. Robu fragt nach seinen Na-
men, doch er schaut zur Seite. Er fasst ihn 
an seinem kleinen Schuh und fragt noch 
einmal. Doch er schweigt. Die anderen 

Kinder der Wohngruppe haben ihn in ihre 
Mitte genommen und umarmen ihn. 
Die Jugendlichen auf der Straße sind nicht 
nur das Resultat von CeauŞescus Dikta-
tur, sondern auch der anhaltenden Armut 
in dem EU-Land. Eines der größten Pro-
bleme Rumäniens ist die Korruption. Dass 
sie  völlig alltäglich ist, hängt stark mit dem 
Gehaltssystem zusammen. „Wir haben 
kommunistische Gehälter, aber europäi-
sche Preise“, so Cornelia Burtscher, die seit 
eineinhalb Jahren im Land lebt. Die Ware 
im Supermarkt erreicht ähnliche Preisni-
veaus wie in Österreich, auch Energie- und 
Kraftstoffpreise sind kaum billiger als hier. 

Wir haben 
kommunistische  

Gehälter, aber
europäische Preise.
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Von ihr kann man alles haben, nur 
kein Nein. Die Flüchtlingshelferin Ute 
Bock ist im wahrsten Sinn grenzenlos. 
Ihre Sozialarbeit: der ganz normale 
Wahnsinn. Alltag in Wien. 

FOTO: LEA FRIESSNER

Frau Bock ist nach einem Schlaganfall im Dezember auf dem Weg 

der Besserung. Ein bisschen kann sie schon wieder mitarbeiten. 

Die Redaktion wünscht ihr weiterhin gute Besserung!
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Offene Räume
Fußballer versiegeln die
Räume, SUVs signalisieren 
soziale Distanz. Es wird 
ungemütlicher, doch wir 
tun uns zusammen. Wann, 
wenn nicht jetzt?

EINE KOLUMNE VON MARTIN SCHENK

Illustration: Petja Dimitrova

Kriegssprache
Über den Versuch, die 
Verständigung zu 

diskreditieren.

UM DIE ECKE GEDACHT MIT  

PHILIPP SONDEREGGER 

Illustration: Petja Dimitrova

Wer die Fußball-Weltmeisterschaft 
gesehen hat, hat bemerkt: Die 

Räume werden eng. Tag für Tag und 
Match für Match haben die Netzwerk-
analytiker um den Soziologen Harald 
Katzmair den Spielverlauf verfolgt, die 
Passwege dokumentiert und die Spiel-
kombinationen ausgewertet. „Was wir 
beobachten konnten, war eine generelle 
Versiegelung des Raums“, sagt er. Über 
90 Minuten wurde alles so gründlich zu-
gestellt, dass ein kreatives Kombinieren 
kaum mehr möglich war. Die Basis da-
für bildete eine sichtbare Aufrüstung der 
Körper. Bis vor wenigen Jahren schienen 
austrainierte Oberkörper unter Fußbal-
lern eher Ausdruck persönlicher Eitel-
keit zu sein, jetzt sind sie Bestandteil der 
Spielausstattung. Diese Renaissance des 
Heldenkörpers rückt den Spielmacher 
als Impulsgeber in den Hintergrund. Wir 
haben eine in manchen Phasen äußerst 
brutale WM erlebt. Die Körper prallten 
„wie Projektile aufeinander“ (Katzmair). 
Der Heldenkörper verstellt und bemäch-
tigt sich am Fußballplatz des Raums. 
Auf der Straße ist auch was los. Da ma-
chen große Geländewagen den Raum 
dicht. Diese „Sportnutzfahrzeuge“, kurz 
SUVs, werden mehr und mehr. Sie sind 
Geländewagen ohne Gelände, erhöhte 
Straßenkreuzer im umkämpften Ver-
kehrsalltag. Ich sehe viele dicke Autos 
durch die Straßen rollen. Ein Zusam-
menstoß mit den großspurigen Gefähr-
ten wird jedenfalls nicht gut für den 
 „Gegner“ ausgehen. Der/die typische 

SUV-FahrerIn ist etwas älter und ver-
fügt über ein deutlich höheres Einkom-
men als der Durchschnitt. Die Ausbrei-
tung von  Geländewagen gerade dort, wo 
gar kein Gelände ist, setzt ein Zeichen. 
Diejenigen hinterm Lenkrad können für 
sich fantasieren: Ich könnte jetzt aus-
brechen aus dieser Straße, wenn ich es 
wollte. Ich bin nicht von dieser schnöden 
Straßenwelt. Das SUV ist ein Abstand-
halter zwischen sich und der Welt da 
draußen, es sorgt für Abstand zwischen 
unten und oben. Ein Auto bemächtigt 
sich des Raums und signalisiert soziale 
Distanz. 
Beide Beobachtungen sagen: Es wird 
ungemütlicher, härter, mit weniger Luft 
und weniger Raum. Aber ausgemacht 
ist nichts. Die Kräfte, die den Raum be-
setzen und den Status quo beherrschen, 
sind nicht automatisch stärker als jene 
 Kräfte, die sich auf die Suche nach dem 
 Neuen und den offenen Räumen machen. 
Auch wenn es gerade für kreative Spiel-
gestalterInnen und kooperative Impuls-
gebende nicht so gut auszusehen scheint. 
Diese Taktiken des zugestellten Raumes 
bei gleichzeitiger sozialer Distanz haben 
einen erheblichen Nachteil: Wir fühlen 
uns von der Welt und anderen Menschen 
getrennt. Eines ist immer möglich: sich 
zusammenzutun und etwas zu wagen. 
Wann, wenn nicht jetzt? Es bleibt uns 
gar nichts anderes übrig, als Freiräume 
zu nützen und etwas auszuprobieren.

Frauen-Versteher. Putin-Versteherin. 
Palästinenser-Versteher. „Verstehen“ 

ist nun endgültig als Schimpfwort in den 
medialen Sprachgebrauch eingegan gen. 
In der Soziologie ist Verstehen ein um-
fangreich besprochener Begriff. „Men-
schen handeln Dingen gegenüber auf-
grund der Bedeutung, die sie diesen 
Din gen zuschreiben, und diese Bedeu-
tung entsteht in sozialer Interaktion“, 
sagte der US-Soziologe Herbert Blu-
mer Ende der 1960er. Wer Verhaltens-
weisen von Menschen nachvollziehen 
will, muss untersuchen, welche Bedeu-
tung Menschen oder Kollektive mit ih-
rem Ver halten verbinden – so wie die 
Erfahrungen und Interaktionen, auf de-
nen die jeweils eingenommene Perspek-
tive gründet. 
In politischen Debatten tummeln sich 
Falken und Tauben. Falken trachten da-
nach, ihre eigenen Interessen auch gegen 
Widerstände durchsetzen. Sie suchen 
keine Kompromisse und schrecken auch 
vor gewaltvollen Strategien nicht zurück. 
Sie fragen nicht und analysieren nicht, 
ihr Diskursverhalten dient der maxima-
len Umsetzung eigener Absichten.
Zwischentöne und unterschiedliche Per-
spektiven sind Falken ein Gräuel. Kon-
flik te erscheinen als Frage von Gut und 
Böse, deshalb verlangen Falken von ihrem 
Um  feld, sich auf (die) eine Seite zu stellen. 
Mediation verschleppt in ihren Augen nur 
Konflikte. Wirkungsvoll beigelegt werden 
Konflikte durch den Sieg: wenn die andere 
Seite aufgibt. The winner takes it all. Das 
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My way or 
the highway
Wer nicht spurt: Wien-Schwe-
chat. So funktioniert das mit 
der Integration?

CLARA AKINYOSOYE SAGT ES DURCH DIE BLUME. EINE 

KOLUMNE ÜBER DIVERSITÄT UND MIGRATION.

Illustration: Petja Dimitrova

Auch die unangenehmen MigrantIn-
nen haben eine Daseinsberechti-

gung. Abdurrahman Karayazili hat 
Unruhe in meine Twitter-Timeline ge-
bracht hat – zu einer Zeit, als ich ohnehin 
schon an der Kippe stand. To log in or 
to log out – das war hier die Frage: mein 
 Social-Media-Leben auf Eis legen, einfach 
eintauschen gegen Seelenfrieden? Haupt-
sache der schwarz-weiß malenden Isra-
el-Propaganda entkommen und der „Nur 
wir sind Opfer“-Pro-Gaza- Agitation. 
Dann kam Abdurrahman Karayazili, 
und alles wurde schlimmer. Er ist Präsi-
dent der Union Europäisch-Türkischer 
Demokraten in Österreich, kurz UETD. 
Jung, patzig, aufstrebend. Karayazili ver-
ließ vor laufender Kamera beleidigt eine 
ORF-Diskussion und setzte sich damit 
freiwillig Hohn und Spott aus – selbst-
verständlich nicht bei seiner Anhänger-
schaft. Auf seiner Facebook-Seite huldigte 
man ihm und verteufelte die Moderato-
rin. Auf Menschen wie sie warte die Höl-
le. Sie wurde bedroht, beschimpft, aufs 
Übelste beleidigt. All das schien Karaya-
zili offenbar nicht zu stören, er selbst hat-
te nach dem Auftritt gepostet, ein von der 
israelischen Lobby gesteuerter Redakteur 
würde der Moderatorin ins Ohr flüstern. 
Kritik an seinen Aussagen und denen 
seiner AnhängerInnen wehrte Karaya-
zili in spätpubertierender Aggro-Manier 
ab. Er gab sich damit in der von Journa-
listInnen dominierten Twitteria vollends 
der Lächerlichkeit preis. Und dann kam 
leider, was immer kommt, wenn Migra-

gesellschaftliche Ordnungs prinzip der 
Falken ist die Konkurrenz.
Tauben hingegen müssen sich nicht auf 
ganzer Linie durchsetzen. Sie sind um 
Ausgleich bemüht. Konflikte verstehen 
sie als Ausdruck unterschiedlicher Inter-
essen in freien Gesellschaften und nicht 
als Folge schuldhafter Handlungen. Des-
halb bemühen sie sich um eine ausgewo-
gene Beilegung. Ein Konflikt ist dann ge -
löst, wenn alle Beteiligten damit gut leben 
können. Tauben lassen unterschied  liche 
Wahrheiten und gegensätzliche Stand-
punkte gelten. Sie wollen die Sicht aller 
Parteien ergründen. Ihr gesellschaftliches 
Organisationsprinzip ist Kooperation. 
Verstehen und Verständigung sind ihre 
Techniken der Konfliktbeilegung.
Nach Gutmensch und Opfer wurde nun 
also auch Versteher zum Schimpfwort. 
Erneut ist es den Falken gelungen, ein 
Stück Sprache zu etablieren, das die Tau-
ben diskreditiert. Die Falken wollen der 
Allgemeinheit ihre Rede von der  einen 
Wahrheit und der Durchsetzung als Kon-
fliktlösung unterjubeln. Die Ziele ihrer 
Angriffe sind nicht nur die jeweilige Ge-
genseite, sondern auch Ambivalenz und 
Ausgleich. In dieser Situation sind Ver-
steher-Versteher gefragt. Menschen, die 
sich öffentlich zu Ausgleich und Verstän-
digung bekennen. Stärken wir die Tau-
ben. Gerade bei den Konflikten in der 
Ukraine und in Gaza ist ihre Stimme zu 
leise. In sozialen Medien, aber auch in 
der veröffentlichten Meinung in Print, 
Funk und Fernsehen.

tionshintergründlerInnen unangenehm 
werden. Sie werden fremdverortet, in die 
Heimat der Eltern und Urgroßeltern ge-
wünscht. Man lässt sie wissen, dass sie 
woanders besser aufgehoben wären, weil 
sie, so wie sie sind, nicht passen, nicht zu   
Österreich gehören. „Geh doch nach Hau- 
se“ – das kommt nicht etwa nur von rechts,  
es kommt von links und aus der Mitte. 
Twitter-Guru Rudi Fussi twitterte Karaya-
zili und seinen Sympathisanten sei das 
One-Way-Ticket nach Istanbul zu schen-
ken. Efgani Dönmez hatte vergangenes 
Jahr vorgeschlagen, Pro-Erdogan-De-
monstrantInnen in die Türkei zurückzu-
schicken. Demokratie in Reinform eben. 
Die Botschaft ist klar: My way or the 
highway. Wer nicht spurt: Wien-Schwe-
chat. Menschen mit Migrationshinter-
grund gehören nur so lange dazu, wie sie 
erwünschtes Verhalten an den Tag legen. 
Und was erwünscht ist, entscheidet wer? 
Die FPÖ, Efgani Dönmez, die Twitteria, 
der Integrationsminister, die Mehrheits-
gesellschaft? Tut leid, aber die Guten ins 
Töpfchen, die Bösen ins Kröpfchen geht 
bei der zweiten Generation nicht. Öster-
reich hat schon bei der Elterngeneration 
ausgewählt, und jetzt sind die Probleme 
der zweiten Generation unsere Proble-
me. Es sind unsere AkademikerInnen 
und  unsere SchulabrecherInnen, unsere 
KulturbereicherInnen und unsere Rassis-
tInnen, unsere DemokratieverfechterIn-
nen und unsere Autokratiefans. Mühsam? 
Na klar. Aber so funktioniert das mit der 
 Integration. 
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eXotic kitchen

Im September ist wieder Wien-
woche. 14 Gruppen zeigen ihre 
künstlerische und aktivistische 
Auseinandersetzung mit dem 
Thema Migration. Eine der stär-
ksten Gestaltungskräfte in glo-
balisierten Gesellschaften.
Am 12. September wird die 
Reihe in der Wiener Hofburg 
eröffnet. Mit dem WKR-Ball, 
dem Ball des Wiener Kopula-
tionsringes. Das Motto lautet 
„Queer Boobs and Balls against 

ehemalige BettlerInnen als Pro-
moterInnen anzustellen. Leicht 
erkennbar an ihrer Vereinsklei-
dung, werden die vier bis fünf 
Angestellten im September In-
formationsbroschüren verteilen 
und über den Alltag von Bettle-
rInnen informieren. 
Zwölf junge Frauen erarbeiten 
als Bad Weibz Musikstücke über 
Hindernisse und Stolpersteine 
in ihrem Alltag. Unter Anleitung 
von professionellen Coaches 
komponieren, texten und cho-
reografieren die Frauen jeweils 
einen Song für die Aufführung 
am 14. September in der Szene 
Wien. Die Anreise zum Konzert 
erfolgt mit einer eigenen Bim 
der Linie 71 von der  Wiener 
Börse. Die Lieder der Frauen 
erzählen von vewehrten Chan-
cen und Barrieren. Zur Ein-
stimmung führt die Bim vom 
Zentrum an die Peripherie. Von 
der Wiener Börse vorbei an den 
Bauten der Ringstraße hinaus 
durch die bürgerlichen Bezirke 
bis in den Arbeiter- und In-

Linsen, Zwiebel, Paprika und 
Ingera verkocht. Kürbis-Wot, 
erklärt Köchin Helen, ist das 
Nationalgericht Äthiopiens. 
Die Nachspeise könnte Brasi-
lien servieren: Maniok-Kokos-
kuchen & Maracuja-Mousse. In 
der eXotic kitchen ist natürlich 
auch Österreich vertreten: Hier 
wird Schweinsbraten mit Sem-
melknödel aufgetischt, und zur 
Vorspeise Leberknödelsuppe. 
Als zweites europäisches Land 
ist neben Österreich die Türkei 
vertreten, mit Zuchinipuffern 
als Teaser, gefüllten Melanzani 
als Hauptspeise und gebacke-
nem Topfen als Nachspeise. 
Die Idee von Prosi, Lebensmit-

dustriebezirk Simmering.
Gaygusuz gegen Österreich holt 
historische Auseinandersetzun-
gen um soziale und politische 
Rechte in den Theaterraum des 
Wiener Schauspielhauses: etwa 
den aufsehenerregenden Gang 
des ehemaligen Gastarbeiters 
Cevat Gaygusuz zum Europäi-
schen Gerichtshof für Men-
schenrechte zwecks Gewährung 
der Notstandshilfe. Am 13. Sep-
tember findet die Aufführung 
der szenischen Erzählung statt.
Mit einem Fest der Liebe be-
kennen sich Love Migration zu 
Liebe und Migration. Am 21. 
September sind alle zu einer 
symbolischen Massenhochzeit 
eingeladen, bei der buchstäblich 
Ja gesagt wird: zu Vielfalt, Re-
spekt und einem gemeinsamen 
Miteinander, unabhängig von 
der Herkunft. phs

Wienwoche – 12.–28. 
September in ganz Wien. 
Info und Programm: 
www.wienwoche.org

tel aus Afrika, Amerika und 
Asien in einem Supermarkt zu 
sammeln, findet sich in diesem 
Kochbuch wieder. Dazu die Idee 
von Kochen als sozialem Ereig-
nis. Die Interviews mit den Kö-
chInnen – alle Texte sind übri-
gens auf Deutsch und Englisch 
– erzählen davon, welche Wer-
tigkeit das gemeinsame Essen in 
vielen Gesellschaften hat. gun

FESTIVAL

KOCHBUCH

Facism“, queere Menschen mit 
und ohne Migrationsgeschichte 
laden zu einem bunten Abend. 
Gegendemonstrationen sind 
wahrscheinlich, sogar mit 
 „Demonstrationssöldnern aus 
Deutschland“ muss in terrori-
stischen Zeiten wie diesen ge-
rechnet werden.
Der Verein Goldenes Wienerherz 
stellt sich der Kriminalisierung 
von Armut entgegen. Derzeit 
werden Spenden gesammelt, um 

Schon seit Längerem veranstal-
tet der Prosi Exotic Supermar-
ket, nahe der Hauptbücherei 
Wien gelegen, Kochkurse. 23 
Rezepte aus 23 Ländern fan-
den nun Eingang in ein Koch-
buch: Prosi eXotic kitchen ver-
wandelt die Welt zur Küche der 
tausend Geschmäcker.  Beatrice 
Achaleke und Marcus Rocki 
haben die Texte für das Buch 
verfasst und versprechen  „tolle 
Momente für Sie und für die 
Menschen, die Sie lieben“. Zum 
Beispiel auf äthiopisch:  Ingera 
mit Kürbis-Wot und Rote-Lin-
sen-Wot. Mehl und Maismehl 
liefern den Teig für die Fladen, 
dazu werden Kürbisstücke mit 

Boobs and Balls
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I n der Votivkirche bei null Grad zu 
schlafen, das hat mir damals auch ge-
holfen, von dem runterzukommen, 

was mich damals bewegt hat“, erzählt Ger-
ald Igor Hauzenberger. Das war um die 
Jahreswende 2012/2013, der Filmemacher 
hatte sich zu jenen Flüchtlingen gesellt, 
die zuvor in einem aufsehenerregenden 
Marsch von Traiskirchen nach Wien ge-
zogen sind. Es ging darum, Missstände 
anzuprangern und für eigene Rechte auf-
zutreten. Als Hauzenberger am nächsten 
Morgen erwachte, fand er ein seltsames 
Szenario vor, er erinnert sich: Motive der 
Türkenbelagerung von den Kirchenfenstern 
projizierten sich durch die Morgensonne 
auf die schlafenden Flüchtlinge. Auch ein 
Hakenkreuz tauchte auf, nach 1945 hatte 
man mit den bunten Glasfenstern einiges 
an historischen Ereignissen in der Kirche 
verewigt. Etwa Franz Jägerstätter, der sich 
dem NS-Regime widersetz te. Dem Regis-
seur erschien die  Votivkirche mit einem 
Mal als filmischster Raum überhaupt: 
Österreichische Geschichte und Flücht  linge 
überlagerten sich auf eine Weise, die Hau-
zenberger an Foucaults Gedanken der He-
terotopie erinnerten: einen Raum, in dem 
die normale symbolische Ordnung verlo-
ren wurde und in eine neue übergegangen 
ist. Seit damals arbeitet Hauzenberger an 
seinem jüngsten Dokumentarfilm mit Ar-
beitstitel: „Last Shelter“. Es geht um die er-
ste Flüchtlingsbewegung in Österreich, die 
sich offen artikuliert hat und damit auch 
ein gewisses Risiko einge gangen ist. Wer 
sich als politisches Subjekt exponiert, so 
die Sorge der AktivistInnen, der könnte 
auch seine geringen  Chancen auf Asyl ver-

Viel in Bewegung
Der Filmemacher Gerald Igor Hauzenberger arbeitet nach seinem vielbeachteten 
Dokumentarfilm „Der Prozess“ an einem neuen Projekt: In „Last Shelter“ werden die 
Vorgänge rund um die Refugee-Bewegung beleuchtet. 

TEXT: GUNNAR LANDSGESELL
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spielen. Mittlerweile wurden tatsächlich ei-
nige der ursprünglich 65 größtenteils aus 
dem Grenzland von Pakistan und Afgha-
nistan kommenden Flüchtlinge abgescho-
ben. Für jene, die noch in Öster reich sind, 
gab es aber bislang vielfach posi tive Ent-
scheide. Das sei  bemerkenswert, so Hau-
zenberger, denn für Flüchtlinge aus Paki-
stan lag die Anerkennungsquote zuvor bei 
lediglich einem Prozent. Auch wenn sich 
die AktivistInnengruppe in  Österreich wie-
der zerstreut und auch einige interne Grä-
ben hinterlassen hat, setzen sich Proteste 
auf europäischer Ebene fort. Hauzenberger 
war dabei, als im Juni Flüchtlinge in Brüssel 
auf die Straße gingen. Etwa 400 Menschen 
waren am Ende versammelt, sie waren 
über mehrere Wochen aus verschiedenen 
europäischen Städten auf ihrem „Freedom 
 March“ ins Zentrum der EU gewandert. 

Dass mit den Refugees auch das Asylsys-
tem in Österreich ins Zentrum rückt, war 
Hauzenberger klar. Zwischen Anteilnahme 
für die betroffenen Menschen und der nö-
tigen Distanz sei es kein leichter Weg: „Ich 
sehe mich natürlich solidarisch, mich inter-
essieren die Menschen in dieser Situation, 
in der sie sehr angreifbar sind. Ich möch-
te aber auch keinen Film machen, der so 
aussieht wie ein Klingelbeutel der Solida-
rität, wo das Kino so politisch wird, dass 
es nur noch um eine bedingungslose Hal-
tung geht.“ 
Erfahrung mit einem ebenfalls sehr poli-
tischen Projekt konnte der 1968 in Ober-
österreich geborene Regisseur bereits mit 
seinem Film davor machen. „Der Prozess“ 
folgte dem höchst umstrittenen Tierschüt-
zerInnenprozess in Wiener Neustadt und 
machte einige der Schwachstellen des Po-
lizei- und Justizsystems sichtbar. Wie ver-
korkst die langen Ermittlungen und das 
Verfahren gegen die Angeklagten waren, 
zeigte sich, als der Prozess neuerlich auf-
gerollt wurde. Innerhalb weniger Tage stan-
den die Freisprüche fest. Dass eine kriti sche 
Medienöffentlichkeit und auch sein Film 
Systemänderungen stimuliert haben, davon 
ist Hauzenberger überzeugt. Sowohl in der 
Gesetzgebung wie auch in der Wahrneh-
mung gegenüber der Zivilgesellschaft habe 
sich einiges getan. Wie die derzeit noch 
laufenden Verfahren gegen jene Flücht-
linge, gegen die die Polizei den Vorwurf 
der Schlepperei erhoben hat, ausgehen, ist 
offen. Die Anklage ist bislang laut Prozess-
beobachtern wenig überzeugend. Der poli-
tische Dokumentarfilm „Last Shelter“ dürf-
te bis Jahresende fertiggestellt sein.
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1997 wurde in Deutschland die 
Vermögenssteuer abgeschafft. 
Viel hätte diese Steuer ohnehin 
nicht eingebracht, sagen heute 
SteuergegnerInnen. Die Buch-

Stadtzentren veröden in öster- 
reichischen Kleinstädten, oder 
werden in Großstädten wie 
Wien zu Luxusmeilen ausge-
baut, man denke an das Gol-

bert ist eine gute Mischung 
aus knapp gehaltener, sachli-
cher Argumentation und einer 
sichtbaren Haltung der Auto-
rin selbst. Schon der Untertitel 
„Wie die steuerpolitische Um-
verteilung von unten nach oben 
gestoppt werden kann“ macht 
das deutlich. Dass es sich hier 
um eine überarbeitete Disserta-
tion handelt, würde man nicht 
vermuten, denn das Buch ist in 
bester angelsächsischer Manier 
verständlich und interessant ge-
schrieben. Einem Vergleich des 
deutschen Steuersystems mit in-
ternationalen Modellen folgen 
jene Themen, die die Steuerde-
batte befeuern. Das Finanzver-
halten von Konzernen, Steuer-
flucht und Steuersparmodelle, 
der Missbrauch von Lizenzge-
bühren, die seltsame Logik des 
Steuerwettbewerbs usw. Vor-

Ulli Gladik eine Roma-Ange-
hörige aus Bulgarien fast zwei 
Jahre lang begleitet, die regel-
mäßig nach Österreich kommt, 
um durch Betteln ihre Familie 
zu Hause zu ernähren. Nun in-
teressiert sich Gladik für die Fa-
cetten des Konsums, seine nicht 
unbedingt glamourösen Haupt-
schauplätze und seine Protago-
nistInnen. In einem Interview 
meinte sie: „Die Jugend geht 
wohl dahin, wo etwas los ist, 
und wenn das Angebot in ei-
ner Stadt aus einem Trachten-
modengeschäft, einem Bioladen 
und einem Orthopädiebedarf 
besteht, das Kino und McDo-
nalds aber im Einkaufszentrum 
sind, dann treffen sich die Ju-
gendlichen natürlich eher dort.“ 

schläge, wie der Gesetzgeber 
gegen große Unternehmens-
praktiken aktiv werden könnte, 
enthält einem Liebert nicht 
vor. Und das ist gut so, denn 
mit diesen Kapiteln gewinnt 
das Buch zudem an diskursi-
ver Stärke. Fazit: Dröger Titel, 
graues Cover, aber spannende 
Publikation. Deshalb hier auch 
nochmal eine Rezension, auch 
wenn das Buch schon 2011 er-
schienen ist. red

Abgesehen davon, dass Jugend-
liche in und um Malls abhän-
gen, weil sie dort fehlende Frei-
räume finden, werden über die 
Einkaufscenter aber auch öko-
logische (die Autofahrt dort-
hin) und ökonomische Fragen 
(etwa die der Produktionshin-
tergründe) entschieden. Gladik 
glaubt, dass jede Einkaufsrech-
nung wie ein Stimmzettel sei, 
bei dem man sich für faire und 
nachhaltige Produktionsweisen 
entschieden hat, oder dagegen. 
Für die Absolventin der Aka-
demie der Bildenden Künste 
ist „Global Shopping Center“ 
der zweite Kinofilm.
Der Kinostart ist im Verleih 
Polyfilm für 24. Oktober gep-
lant. red

BUCH

FILM

autorin kommt zu genaueren 
Ergebnissen: Sie listet auf, dass 
für die Bemessung des Grund-
vermögens die Einheitswerte 
aus dem Jahr 1964 in West- 
und aus dem Jahr 1935 in Ost-
deutschland galten. Geldan-
lagen wurden, wie Liebert 
schreibt, vor dem Fiskus ver-
borgen. Der Verzicht auf Rei-
chensteuern komme deshalb 
einer Kapitulation des National-
staates gleich. Das Argument, 
dass man, ähnlich wie bei der 
Kapitalertragsteuer, Steuerflucht 
eben verhindern müsse, lässt sie 
nicht gelten. Es gehe um einen 
Kampf um Budgetein nahmen 
und nicht um den Verzicht auf 
Steuern. 5,6 Milliarden Euro ha- 
be die Vermögenssteuer trotz der  
Mindereinnahmen gebracht.
Das Buch der freien Wirt-
schaftsjournalistin Nicola Lie-

dene Quartier des 
„Masterminds“ Rene 
Benko. Konsum fin-
det also vor allem an 
den Peripherien statt, 
dort, wo Shopping 
Center die Massen 
anziehen. Warum 
ausgerechnet Malls 
so viel Leben auf-
saugen, welche Ver-
sprechungen sie ma-

chen, wie die konzeptionellen 
Ideen dahinter aussehen, aber 
auch, wie Shopping Center mit 
Finanzmärkten in Verbindung 
stehen, das versucht der Doku-
mentarfilm „Global Shopping 
Village“ herauszufinden. Für 
ihren ersten Langfilm „Nata-
sha“ hatte die Filmemacherin 

Steuergerechtigkeit in 
der Globalisierung

Global Shopping 
Village
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LISTEN 
2 X 5 DINGE UND SONST?
Ion Pǎun lebt seit 7 Jahren in Wien. Seit 4 Jahren verkauft er 
das MO Magazin, meist vor einem Billa in der Margareten-
straße. Alle 3 Monate fährt er nach Titesti, in das rumänische 
Dorf, in dem der 50-Jährige aufgewachsen ist. Dort leben 4 
seiner 5 Töchter. 

5 Dinge, die mir in Wien gefallen: 

å die Leute, die freundlich zu mir sind

ç wenn Leute mir eine Zeitung abkaufen

é die Zahnarzt-Praxis im Neuner-Haus

è der schöne Platz und der Park vor dem 
 Wiener Rathaus

ê Käsleberkässemmeln

5 Dinge, die mir in Wien nicht so gut gefallen:

å selbsternannte Ordnungshüter, die glauben, mich 

 vertreiben zu dürfen

ç dass ich keine Chance auf eine andere 
 Arbeit bekomme

é wenn meine Frau Probleme mit dem Herz hat 
 und ich nicht weiß wohin 

è wenn mir die Polizei mein Geld wegnimmt und
 ich nicht weiß wieso

ê dass ich so weit weg von meinen Kindern und 
 Freunden bin 

Und sonst?
Mein größter Wunsch ist, dass meine Familie immer einen 
Platz zum Schlafen und was zum Essen hat.

Falsches Schulsystem

Die MigrantInnen sind schuld. 
Die ziehen das Niveau nach un-
ten. Die können kein Deutsch 
und wollen sich nicht bilden. 
Sagt die FPÖ, wenn es um Pro-
bleme im Bildungsbereich geht. 
Wir müssen einen schulischen 
Einheitsbrei und „Zwangstags-
schulen“ verhindern. Sagen 
Teile der ÖVP, wenn es um die 
Abwehr grundlegender Schul-
reformen geht. Der Befund von 
Bildungsexpertin Heidi Schrodt 
sieht ganz anders aus. Probleme 
im Bildungsbereich gibt es eine 
Menge, aber der Grund dafür 
sind nicht die Kinder oder ihre 
Eltern, sondern ein Bildungs-
system, das der Realität hinter-
herhinkt und gnadenlos soziale 
und sprachliche Selektion be-
treibt. Erfolgreiche Bildungsar-
beit wird dort geleistet, wo Di-
rektorInnen und LehrerInnen 
nicht im vorgegebenen Strom 
fließen, sondern mit viel En-
gagement und Krea tivität da-
gegenhalten. Unser Schulsys-
tem will ausgetrickst werden, 
um zu funktionieren. Schrodt 
bringt Beispiele für erfolgreiche 
Kindergärten und Schulen, wo 
nicht Defizite im Vordergrund 
stehen, keine Monolingualität 
gelebt wird und knappe Res-
sourcen klug eingesetzt wer-
den. An diesen Orten wer-
den, so Schrodt, Eltern nicht 
misstrauisch nach ihrer Her-
kunft beäugt, sondern einfühl-
sam eingebunden. Die Auto-
rin zeigt auf, dass gute Bildung 
nicht von der Erstsprache der 
Kinder oder dem Einkommen 
der Eltern abhängen muss. Sie 
weist aber auch darauf hin, 
dass es dazu gravierende Än-
derungen braucht. Sie nennt 

Maßnahmen, die rasch umge-
setzt werden können, und auch 
welche, die einen größeren Um-
bau des Schulsystems erfordern. 
Etwa nach dem Beispiel Polens, 
wo der Schulsystemwechsel ge-
lang. Und sie outet sich als Fan 
der Schulautonomie, wie sie in 
Schweden gelebt wird. Ganz-
tagsschulen sind für Schrodt 
ebenso eine Selbstverständ-
lichkeit wie ein Ende der Früh-
selektion. Das Verbot von Mut-
tersprachverboten in Schulen 
fordert sie auch. Schrodts Buch 
ist eine aufschlussreiche Lek-
türe für alle, denen die Chan-
cen und Perspektiven aller 
Kinder und Jugendlichen, die 
österreichische Schulen besu-
chen, am Herzen liegen. apo



MO 36/Rubriken

44

www.sosmitmensch.at

RECHT

Ihre Spende ist steuerlich absetzbar.

Damit wir uns weiterhin 
für die Rechte aller Menschen 

einsetzen können:
PSK 91000590, BLZ 60000

DANKE!

www.sicherspenden.at/sosmitmensch
JETZT

ONLINE
SPENDEN

JETZT
ONLINE
SPENDEN



Rubriken/MO 36

45

Türkisch
als 
Maturafach!

Kein 
Freibrief für 
„milde Hetze“

Demontage
von Gedenken
bekämpfen

mensch startet einen Unterstützungsaufruf. 
Kaum auf der Welt, wurde Jazdan zum ers-
ten Mal Waise, als seine Mutter bei der Ge-
burt verstarb. Daraufhin wurde er von Fa-
milie B. aufgenommen. Doch als Jazdan 
zwei Jahre alt war, musste die Familie aus 
ihrem Haus in Afghanistan fliehen. Jazdans 
großer Halbbruder Ali schaffte es in einer 
waghalsigen Flucht nach Österreich. Er er-
hielt Schutz und ihm gelang ein kleines 
Bildungswunder. Obwohl er zuvor nie le-
sen gelernt hatte, machte Ali in Wien den 
Hauptschulabschluss und schaffte den Ein-
stieg in eine Installateurslehre. 
Jetzt kämpft Ali nach dem Tod seiner El-

Für 2015 hat Innenministerin  Mikl-Leitner 
eine Neuausrichtung des Verfassungsschut-
zes angekündigt. SOS Mitmensch hat aus 
diesem Anlass eine Reihe von Fragen an das 
Bundesamt für Verfassungsschutz und Ter-
rorismusbekämpfung (BVT) gerichtet. 
Wir wollen etwa wissen, warum Rassismus, 
Antisemitismus und  Fremdenfeindlichkeit 
im Verfassungsschutzbericht nicht als Her-
ausforderungen für die Demokratie ge-

UNTERSTÜTZUNGSAUFRUF

Pflegeeltern für 13-jährigen afghanischen Waisenjungen gesucht

TEXT: ALEXANDER POLLAK

Damit der 13-jährige afghanische Waisen-
junge Jazdan zu seinem Bruder nach Ös-
terreich kommen kann, braucht er die Hilfe 
von österreichischen Pflegeeltern. SOS Mit-

DEMOKRATIE

Zehn Fragen an den Verfassungsschutz
nannt werden. Wir wollen auch wissen, wa-
rum verhetzende und demokratiefeindliche 
Aktivitäten in und rund um Parteien vom 
Verfassungsschutz systematisch ausgeblen-
det werden. Und wir stellen die Frage, wa-
rum es bis dato keine Ausstiegsprogramme 
für ExtremistInnen gibt. 
Unsere insgesamt zehn Fragen sollen dazu 
beitragen, Lücken im Verfassungsschutz auf-
zuzeigen und Intransparenz zu beseitigen.

tern darum, dass sein Bruder Jazdan zu 
ihm kommen kann. Das österreichische 
Asylgesetz sieht keine Familienzusammen-
führung zwischen Geschwistern vor, auch 
dann nicht, wenn es sich um Waisen han-
delt. Daher brauchen Ali und Jazdan die 
Hilfe österreichischer Pflegeeltern. 
Wer sich vorstellen kann, die Pflegeeltern-
schaft für den 13-jährigen Waisenjungen zu 
übernehmen, möge bitte unverbindlich un-
ter dem Kennwort „Jazdan“ eine Nachricht 
an office@sosmitmensch.at schicken. SOS 
Mitmensch wird mit allen, die sich melden, 
in Kontakt treten. Danke für Ihre Hilfsbe-
reitschaft!
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Was der Grünen-Abgeordnete Efgani Dönmez 
auf seiner Internetseite über die Vollverschleie-
rung – er nennt sie verkürzt „Burka“ – schreibt, 
liest sich wie ein Lehrstück für eine dialektische 
Erörterung. So schreibt er: „Kleidervorschriften 
sollten generell kein Thema in der österreichi-
schen Politik sein.“ Genau dazu trägt er aber mit 
seinen Äußerungen erheblich bei, erklärt er doch 
das Tragen einer Burka nicht nur zu einem inte-
grationspolitischen, sondern explizit auch zu ei-
nem frauen- und sozialpolitischen Thema. Des 
Weiteren stellt er fest, dass die wenigen Burka tra-
genden Frauen „uns als  Gesellschaft kaum Sor-
gen bereiten“, nur um kurz darauf zu erklären, 
was politisch gegen sie zu unternehmen sei. Das 
ist ebenso fragwürdig, wie mit Recht zu konsta-
tieren, dass „das eigentliche  Pro blem bei den pat-
riarchal geprägten Männern liege“, um dann wie-
derum die (vermeintliche)  Lösung bei den Frauen 
zu suchen. Dass Dönmez die Burka-Diskussion 
nicht über die Religionsschiene, nicht über „den 
Islam“ abhandeln möchte, ist ihm zugute zu hal-
ten. Doch auch da wird es  widersprüchlich. Aus-
sagen wie „Die Burka an sich hat mit dem Islam 
an sich absolut nichts zu tun“ wirken in ihr Ge-
genteil verkehrt. So wie der berühmte weiße Ele-
fant, an den man jetzt auf gar keinen Fall denken 
sollte. Die Forderung, die Burka-Debatte keines-
falls der FPÖ zu überlassen, klingt plausibel und ist 
gerechtfertigt. Markante Unterschiede zur rechts-
populistischen Rhetorik und  Argumentation sind 
bei Dönmez selbst aber kaum festzustellen. Auch 
er bedient sich gängiger Klischees wie dem vom 
Frauen unterdrückenden, patriarchalen Islam so-
wie der Vorstellung, eine Frau sei dann befreit, 
wenn sie sich des Vollschleiers entledigt habe. Wie 
rechte Politiker und Politikerinnen verlangt auch 
Dönmez eine Anpassung an die Mehrheitsgesell-
schaft. Und er spricht den Burka tragenden  Frauen 
das Recht ab, ein Zeichen zu setzen gegen diese 

Einzelmasken als Gefahr?
Der Grünen-Politiker Efgani Dönmez tappt selbst in 
die Falle rechter Rhetorik, wenn er vollverschleierten 
Frauen die Sozialleistungen verweigern will.

Ein Kommentar von Amira Hafner- Al Jabaji

ZUR PERSON

Amira Hafner-  
Al Jabaji

Amira Hafner- Al Jabaji, 1971 in 
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schaftlerin, Referentin und Pu-
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ten zählt die Genderperspektive 

im Islam. Al Jabaji ist Präsidentin 

des Interreligiösen Think Tanks 

in der Schweiz, der sich für den 

Dialog zwischen den Religionen 

einsetzt.

Gesellschaft, zu der sie nicht – bedingungslos – ge-
hören wollen. In der Konsequenz sollen sie dann 
aber auch nicht beliebig Nutznießerinnen dieser 
Gesellschaft sein dürfen und keine Sozialleistun-
gen erhalten, insbesondere dann nicht, wenn durch 
die Burka die Arbeitsmarkttauglichkeit der Frau 
reduziert ist. Letzteres Argument mutet durch und 
durch wie neoliberales Gedankengut an. Da stellt 
sich die Frage, ob man im Falle eines Punks, der ja 
dezidiert ein Zeichen gegen diese Gesellschaft setzt 
und durch seine äußere Erscheinung unter Um-
ständen nicht minder arbeitsmarktuntauglich ist, 
zum selben Schluss kommen würde, ihm oder ihr 
gegebenenfalls auch die Sozialhilfe zu entziehen.  
Eine links-liberale Argumentation in der Burka-
frage, die die Geschlechtergleichheit und feminis-
tische Anliegen berücksichtigt, muss anders aus-
sehen. Die Selbstbestimmung der Frau und jedes 
Individuums, gerade in privaten Angelegenheiten 
der Kleidung, muss auch für Burkaträgerinnen gel-
ten. Eine paternalistische Haltung, die vorgibt, wir 
„befreiten“ Europäerinnen müssten anderen  Frauen 
unsere Lebensweise aufzwingen, sehe ich nicht mit 
Frauenrechten vereinbar. Zudem muss eine Gesell-
schaft, die sich als liberal versteht, auch individu-
elle Entscheidungen aushalten können, die nicht 
dem Mehrheitsgeschmack entsprechen, insbeson-
dere dann, wenn es nur um „Einzelmasken“ geht.  
Im Grundsatz plädiere ich keineswegs – we-
der aus islamischer noch aus frauenrechtlicher 
oder so zialer Sicht – für die Vollverschleierung. 
Im  Gegenteil bin ich der Ansicht, dass es eine 
Pflicht gibt, dass alle Menschen im öffentlichen 
Raum identifizierbar sein sollen. Wie dringlich 
die Durchsetzung dieser Pflicht in unserer Ge-
sellschaft ist und ob der politische Diskurs not-
wendigerweise mit islamophoben Reflexen, Kul-
turüberlegenheit, Anpassungsdruck und sozialer 
Bestrafung einhergehen muss, dahinter mache ich 
ein großes Fragezeichen.
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